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Ralf Hövelmann, Redaktion „Streife“

die Fernsehbilder der letzten Wochen aus dem Kosovo haben bürgerkriegs-

ähnliche Zustände gezeichnet. Vielen von Ihnen haben sich sicherlich

gefragt, wie geht es meiner Kollegin bzw. meinem Kollegen in Pristina, Peja

oder einer anderen kosovarischen Stadt? Ist Sie/Er auch verletzt worden?

Die Antwort lautet: Alle nordrhein-westfälischen Polizeivollzugsbeamtinnen

und -beamte im Kosovo sind derzeit wohlauf.

Gleichwohl handelte es sich bei den Unruhen um die schwersten Aus-

schreitungen seit Kriegsende 1999. Nach UNMIK-Informationen haben die

gewalttätigen Auseinandersetzungen 27 Tote und 848 Verletzte in der

lokalen Bevölkerung zur Folge gehabt. Weiterhin wurden 28 internationale

UNMIK-Polizisten, 70 lokale Polizisten des Kosovo-Police-Service (KPS)

und 67 KFOR-Soldaten verletzt.

Drei der derzeit eingesetzten 278 deutschen Polizeibeamten (BGS, BY, SH)

wurden im Rahmen der Unruhen leicht verletzt. Eine ärztliche Behandlung

war nicht erforderlich. Für Rückfragen besorgter Angehöriger des deut-

schen Kontingentes wurde durch das Bundesministerium des Innern eine

durchgängig besetzte Hotline eingerichtet. Außerdem war das Dezernat

Auslandseinsätze des IAF NRW, wie sonst auch, rund um die Uhr erreich-

bar und hat gemeinsam mit den Heimatbehörden Kontakt zu den einge-

setzten Beamtinnen und Beamten und deren Familien gehalten.

Zur Zeit der Unruhen befand sich auch POK Tom Litges für das Referat

Öffentlichkeitsarbeit im Kosovo. Er begleitete ein Filmteam, das die Arbeit

und die Lebensumstände der deutschen Polizeibeamtinnen und -beamte

dokumentieren wollte. Kollege Tom Litges wird zudem in der nächsten

„Streife“ Einzelheiten und über Hintergründe der Unruhen berichten.

Ralf Hövelmann

Redaktion „Streife“

Tel.: 02 11 – 8 71 23 66

E-Mail: streife@im.nrw.de

www.streife-online.nrw.de

Die Titelfotos zeigen Kollegen der

KPB Kleve bei einer nächtlichen

Schwerpunktkontrolle gegen

Drogen im Straßenverkehr.

Fotos: Jan Potente



In der heutigen Zeit wird der Begriff

Ecstasy in der Umgangssprache oft als

Oberbegriff für alle Arten von Designer-

drogen verwandt.

(Party-Drogen, MDA, MDMA, MDE,

Adam, Eve, XTC, E, Emphaty, Drops,

Happy, Teile)

Ecstasy ist ein Amphetaminderivat und

wird heute als Sammelbegriff für die

Substanzen aus der Gruppe der ß-

Phenylethylamine (MDE, MDA,MBDB

usw.) bezeichnet. 

Als klassisches Ecstasy bezeichnet man

die Substanz mit der chemischen

Bezeichnung 3,4 – Methylendioxy-N-

methylamphetamin (MDMA).

Die Herstellung von Designerdrogen

(Ecstasy) erfolgt durch eine geringfügige,

aber gezielte Abwandlung der Molekül-

struktur (chemische Struktur) bekannter

Betäubungsmittel. Das Prinzip des Dro-

gen-Designs ist nicht neu. Die Pharmain-

dustrie arbeitet seit vielen Jahren ähn-

lich bei der Entwicklung neuer Arznei-

mittel. Der deutsche Markt wird überwie-

gend aus den Niederlanden und teilweise

aus Osteuropa bedient. Die Grundsub-

stanz von Ecstasy ist in der Regel das

klassische Amphetamin.

MDMA = Ecstasy wurde 1912 von der Firma

Merck ursprünglich als Appetitzügler für

die Soldaten des Kaisers entwickelt. (Das

Patent wurde am 24. 12. 1912 erteilt.) Auf-

grund seltsamer Nebenwirkungen ist es

aber nie auf den Markt gekommen.

Im Jahr 1950 wurden erfolglose Versuche

der US-Army unternommen, Ecstasy als

„Lügendetektor-Droge“ einzusetzen.

1970 wurde Ecstasy in Amerika von einer

kleinen Anzahl von Psychiatern als

therapeutisches Hilfsmittel benutzt, um

Angstzustände und Neurosen zu behandeln.

1985 wurde MDMA in den USA auf die

Liste der gefährlichen Substanzen gesetzt

und verboten.

1986 wurde auch in Deutschland der

Konsum und der Handel für illegal erklärt

und Ecstasy unter das BTMG gestellt.

Techno- und Ecstasykultur:

Seit den 90er Jahren entwickelte sich der

Ecstasykonsum im Zusammenhang mit
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der Techno-Musik-Szene zu einem bedeu-

tenden Phänomen in der Jugendkultur.

Die Droge wurde während dieser Zeit von

fast allen verantwortlich handelnden

Personen unterschätzt. Neben Cannabis

ist „Ecstasy“ in Deutschland die am

weitesten verbreitete illegale Droge u.a.

bei „Rave-Partys“, „Techno-Discos“ „Love

Parades“, aber auch bei „normalen“

Jugendfeten. Man kann feststellen:

„Keine Langzeitfeier ohne Drogen-

konsum!“

Wie ist das heutige Erscheinungsbild?

● Weiße, graue oder farbige Tabletten,

mit und ohne Phantasieaufprägungen. 

● Als weißes oder graues Pulver und in

Kapselform ist Ecstasy in der Szene zu

bekommen, wenn auch vergleichs-

weise selten.
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PHK Willi Stratmann und PHK Rolf Wehrenbeck-Ueding vom IAF NRW leiten das

speziell an Kolleginnen und Kollegen der Wach- und Wechseldienste gerichtete Fort-

bildungsseminar „Drogen im Straßenverkehr, Erkennen, Aufspüren und polizeiliche

Maßnahmen“. Der Praxisbezug ist hierbei besonders ausgeprägt. 

Es ist davon auszugehen, dass die Zahl der Verkehrsunfallopfer durch Drogen im

Straßenverkehr größer ist, als es in den Statistiken dargestellt wird. Eine sichere

Beurteilung fällt vielen Kolleginnen und Kollegen noch schwer, weil sie über wenig

Erfahrung auf diesem Gebiet verfügen. Daher ist die ständige Aus- und Fortbildung

auf diesem Gebiet besonders wichtig. 

Das Institut für Aus- und Fortbildung der Polizei NRW bietet seit einigen Jahren

Seminare zu diesem Thema an. Fachleute aus vielen Bereichen helfen dabei: u.a. ein

Arzt, eine Toxikologin der Rechtsmedizin, ein Apotheker, eine Mitarbeiterin der

Führerscheinstelle, ein Staatsanwalt, ein Drogenberater, verschiedene Selbsthilfe-

gruppen (AA, Spektrum e.V.) und polizeiliche Fachleute. Ziel der Seminare ist es, Kol-

leginnen und Kollegen in der Wahrnehmung und Beurteilung von Verkehrsteilnehmern

und Konsumenten von Alkohol, Medikamenten und illegalen Drogen zu sensibilisieren.

Deshalb werden an dieser Stelle und in den nächsten Ausgaben illegale Drogen

einzeln vorgestellt. Begonnen wurde in der Märzausgabe 2004 mit einem Artikel

über Cannabisprodukte. In den nächsten Ausgaben werden dann Opiate/Heroin,

Kokain und Crack, Amphetamine, LSD und Psilocybin sowie Medikamente behandelt.

Kontakt: 02 51/77 95-3 44 oder CN-Pol 07 7 61-3 44



Die Einzeldosis beträgt im Regelfall 60

bis 100 mg Wirkstoffe.

Ecstasy ist ein Massenphänomen

Der Konsum ist inzwischen ein Massen-

phänomen. Das Alter der Konsumenten

liegt zwischen 15 bis 25 Jahren. Zu Be-

ginn der Party wird meist eine Tablette

genommen, wenn die Wirkung nach-

lässt, eine weitere Tablette oder nach

und nach mehrere Tabletten (sog.

„Booster“). In der Schlussphase der

Party wird zur Beruhigung häufig

Cannabis, wegen der dämpfenden

Wirkung, konsumiert – in der sog. „Chill-

out-Party“.

Wirkung und Gefahren!

Die Wirkung einer Tablette setzt etwa 30

bis 60 Minuten nach der Einnahme ein

und hält in der Regel zwischen 3 bis 6

Stunden an. Bemerkt der Konsument,

dass die Wirkung abklingt, wird oft die

nächste Pille eingeworfen.

Ecstasy steigert die Produktion des

körpereigenen Botenstoffes Serotonin =

Glückshormon. Genau das macht diese

Droge auch so gefährlich, denn die jungen

Menschen haben die positive Wirkung er-

lebt und möchten dieses Gefühl mög-

lichst häufig wiederholen – nur das ist

nicht möglich. Serotonin ist nicht be-

liebig oft und unbegrenzt lange zu pro-

duzieren. Der Körper braucht Erholungs-

pausen!

Die Liebesdroge Ecstasy wird auch als

so genannter Herzöffner bezeichnet.

Konsumenten sprechen von einer positi-

ven Veränderung ihrer Gefühlswelt.

Glücksgefühle entstehen, das Harmonie

und das Zärtlichkeitsbedürfnis nimmt

zu. Man hat das Gefühl erhöhter Kon-

zentrationsfähigkeit, es wirkt Antriebs-

steigernd, entspannend und euphorisie-

rend.

Häufiger Konsum kann aber relativ

schnell dazu führen, dass der Körper die

natürliche Serotoninproduktion deutlich

verringert und dann nach einer weiteren

Zeit ganz einstellt.
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Kollegen der KPB

Kleve sind bei 

einer nächtlichen

Schwerpunktkontrolle

in der Nähe einer

Großraumdiskothek

fündig geworden 

und führen eine 

Festnahme durch.

Fotos: Jan Potente



So werden dann

aus anfänglichen

Glücksgefühlen –

tiefe Depressionen –

ein Teufelskreis. 

● Bei einer Überdosierung sind Verwirrt-

heit und leichte Halluzinationen fest-

gestellt worden. 

● Weitere Nebenwirkungen können sein:

eine erhöhte Körpertemperatur,

Steigerung der Herzfrequenz und des

Blutdrucks. 

● Die Warnsignale des Körpers werden

ausgeschaltet, Durst, Hunger, Schmerz,

Müdigkeit und Erschöpfung werden

nicht mehr wahrgenommen.

● Der Flüssigkeitsverlust wird nicht be-

merkt und führt zur Austrocknung der

Körpers.

Was kann die Polizei 

bei Kontrollen feststellen?

● Die Betroffenen haben ein gestei-

gertes Kommunikationsbedürfnis, sie

reden ohne Punkt und Komma. 

● Die Steigerung des Selbstwertgefühls

verleitet zum schnellen Fahren mit

überhöhter Geschwindigkeit und zu

einer größeren Risikobereitschaft bei

Überholvorgängen.

● Bei einer Kontrolle sind sie oft Ruhe-

los, laufen hin und her oder machen

noch tanzende, wippende Bewegun-

gen. 

● Die Personen schwitzen stark, selbst

im Winter haben sie feuchte Haare, die

am Kopf kleben, und sind zum Teil nur

mit Hemd und Pullover (ohne Winter-

jacke) bekleidet. 

● Die Pupillen sind deutlich vergrößert,

teilweise lichtstarr.

● Beobachtet wurde häufig auch das so

genannte Zähneknirschen oder Kiefer-

und Muskelkrämpfe.

● Im Pkw befinden sich oft große

Mengen von leeren Wasser- oder Saft-

flaschen, die jungen Menschen

gleichen damit den durch Ecstasy

verursachten erhöhten Flüssigkeits-

verlust wieder aus.

Im Fahrzeug sollte man auf Tabletten al-

ler Formen und Farben, mit und ohne

Phantasieprägung achten. In Einzelfällen

wurden auch schon Gelatine-Kapseln

sichergestellt. Rave-Party-Besucher kann

man häufig am Outfit erkennen, aber

auch der Mercedes fahren-

de Managertyp kann

ein Konsument von

Ecstasy sein!

Wie lange kann man 

Ecstasy nachweisen?

Im Blut kann man Ecstasy etwa einen Tag

lang nachweisen. Im Urin circa 2 bis

3 Tage nach dem letztmaligen Konsum.

Durch eine Haaranalyse kann z.B. ein ge-

wohnheitsmäßiger und auch monatelang

zurückliegender Konsum nachgewiesen

oder bestätigt werden.

Ecstasy schädigt die Hirnfunktion und

führt zu psychischen Störungen. Das ist

das Ergebnis einer Studie, die eine

Arbeitsgruppe um Privatdozent Prof. Dr.
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● Innere Blutungen können entstehen,

die nur schwer oder nicht mehr zu

stoppen sind. 

● Die Körpertemperatur kann bis 41/42

Grad ansteigen und führt zum Tod

durch innere Überhitzung.

Nicht selten wird Ecstasy zusammen mit

Alkohol konsumiert, das macht die Wir-

kung für den Betroffenen unkalkulierbar

und unberechenbar.

Rainer Thomasius aus der Klinik für

Psychiatrie und Psychotherapie des Uni-

versitätsklinikums Hamburg-Eppendorf

durchgeführt hat. (Pressemitteilung vom

29. 6. 2000)

Ecstasy ist eine „harte“ Droge und wegen

des Massenkonsums für mich die gegen-

wärtig gefährlichste Droge am illegalen

Markt, sie ist mit aller Konsequenz re-

pressiv und präventiv zu bekämpfen. Die

Langzeitfolgen im Gesundheitswesen,

d. h. die Spätfolgen für die Konsumenten

sind noch lange nicht absehbar und

führen viele Familien ins Unglück.

Willi Stratmann, IAF NRW



Alcopops – Die süße Gefahr 

aus dem Limonadenregal

Alcopops werden auf dem europäischen

Markt seit 1995 vertrieben, in Deutsch-

land sind sie jedoch erst seit 2003 in der

öffentlichen Diskussion. Es handelt sich

dabei um fertig gemixte alkohol-

haltige Getränke, zumeist ein Ge-

misch aus süßer Limonade und

Wodka, Rum oder Tequila. Der

Umsatz der Alcopops hat von

2001 auf 2002 um 474 % zuge-

nommen. Speziell von Jugendli-

chen werden sie zunehmend kon-

sumiert.

Bei diesen Getränken wird der

eigentliche Alkoholgeschmack

durch den der fruchtigen, süßen

Limonade überdeckt. Kindern

und Jugendlichen, insbesondere

Mädchen, wird somit der Einstieg

in den Alkoholkonsum erleich-

tert. Alcopops werden von ihnen

als sehr schmackhaftes Getränk

angenommen, um auf „angeneh-

me“ Art und Weise betrunken zu

werden. Das Gefährdungs- und

Suchtpotenzial wird deutlich un-

terschätzt. Dabei enthält schon eine

einzelne Flasche der gängigen Alcopop-

Produkte (275 ml) ungefähr die Alkohol-

menge zweier Schnapsgläser (ca. 12 g

reinen Alkohol). 

Hinzu kommt, dass Alcopops eine gefäl-

lige Optik haben. Speziell für die Ziel-

gruppe der Jugendlichen sind die farben-

frohen, poppig aufgemachten und irgend-

wie „cool“ wirkenden handlichen

Flaschen eine „trendige“ Alternative zu

anderen Alkoholika.

Damit aber nicht genug. Um das Interes-

se der Zielgruppe gerade vor dem Hinter-

grund des Absatzrückgangs bei klassi-

schen Alkoholika noch mehr zu fördern,

bietet  die Getränkeindustrie die süßen

Flüssigkeiten darüber hinaus in weiteren

vermeintlich „originellen“ Verpackungs-

varianten an, zum Beispiel grellen Dosen,

Tuben, Einwegspritzen oder sogar Puppen. 

Dementsprechend kaufen und konsumie-

ren gerade Kinder und Jugendliche diese

Produkte, obwohl das Jugendschutz-

gesetz (§ 9 JuSchG) die Abgabe brannt-

weinhaltiger Getränke an Personen unter

18 Jahren verbietet.

Eine aktuelle Erhebung der Bundeszen-

trale für gesundheitliche Auf-

klärung (BZgA) bestätigt diese

Problematik. Im Auftrag der BZgA

führte das Meinungsforschungs-

institut Forsa Ende 2003 eine

bundesweite Repräsentativbefra-

gung zum Thema „Bekanntheit,

Kauf und Konsum von Alcopops“

durch. Demnach 

● ist gegenüber 1998 in allen

Altersgruppen ein deutlicher

Konsumanstieg bei Alcopops

zu verzeichnen 

● konsumieren 75 % der 14- bis

17-Jährigen Alcopops; damit

trinken minderjährige Jugend-

liche, an die die Abgabe von

Alcopops durch das Jugend-

schutzgesetz verboten ist,

häufiger Alcopops als die

Gruppe der 18- bis 29-Jähri-

gen (70 %)

● sind Alcopops die beliebteste alkoho-

lische Getränkeart der 14- bis 17-

jährigen Jugendlichen; erst danach

folgen Bier, Wein/Sekt und Spirituo-

sen

● trinkt zwar über die Hälfte der

Jugendlichen (54%) keine Spirituosen
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Neues Themen-Plakat zur Präventionskampagne „Alkohol –

Irgendwann ist der Spaß vorbei“ des Landeskriminalamts NRW.

P r ä ve n t i o n s k a m p a g n e  
d e s  L K A  N RW

„ A l c o p o p s  –  I r g e n d wa n n  
i s t  d e r  S p a ß  vo r b e i “



wie Schnaps, Whisky, Weinbrand oder

Ähnliches, jedoch nur ein Viertel

(25 %) keine Alcopops, die zumeist

Spirituosen enthalten

● geben ca. 80% der 14- bis 17-Jährigen

an, über die Bestimmungen des Ju-

gendschutzgesetzes informiert zu sein

Die Befragungsergebnisse der BZgA zei-

gen, dass die Bestimmungen des Jugend-

Die schon erfolgreiche Kampagne „Alko-

hol – Irgendwann ist der Spaß vorbei“

des Landeskriminalamts NRW (vorgestellt

in „Streife“, Heft 4/2002) ist auf die

Differenzierung zwischen maßvollem und

missbräuchlichem Alkoholkonsum ausge-

legt und wurde jetzt für eine gezielte

Sensibilisierung der Zielgruppe (12- bis

21-Jährige) bezüglich des Gefährdungs-

fallerscheinungen. Zur Integration in die

erfolgreiche Kampagne und zur Erhöhung

des Wiedererkennungswertes wurde es

den bereits vorhandenen Materialien op-

tisch angepasst. 

Im Januar 2004 wurde das neue Plakat

zeitgleich mit der neuen Info-Broschüre

„Alcopops“ der Landeskoordinierungs-

stelle für Suchtvorbeugung in NRW (gin-

ko), die sich gezielt an Eltern, Lehrer und

Gewerbetreibende (insbes. Einzelhändler)

richtet, den Kreispolizeibehörden NRW

zur Verfügung gestellt.

So konnten die Kreispolizeibehörden NRW

schon zur diesjährigen Karnevalssession

gezielt präventive Aktionen zum Thema

„Alcopops“ auf regionaler Ebene durch-

führen.
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schutzgesetzes bei weitem nicht ausrei-

chen, um den Konsum dieser Getränke

unter Minderjährigen zu verhindern. Es

sind weitergehende Maßnahmen erfor-

derlich, um diesem bedrohlichen Trend

entgegenzuwirken.

potenzials der Alcopops um ein weiteres

Themenplakat ergänzt.

Das neue Plakat-Motiv greift die gefälli-

ge Optik und den irreführenden Ge-

schmack dieser Getränke ebenso auf, wie

die bei ihrem Konsum drohenden Aus-

Die Präventionskampagne „Alkohol –

Irgendwann ist der Spaß vorbei“ sowie

die Ergebnisse der BZgA-Studie sind auf

der Homepage des Landeskriminalamtes

im Intranet der Polizei NRW eingestellt.

http://pol.duesseldorf-

lka.polizei.nrw.de/drogen_und.htm

KK Michael Dohmen, 

Landeskriminalamt NRW
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Vo r s i c h t  –  u n s e r i ö s e  
G e s c h ä f t e m a c h e r !

–  „ N i c h t  ü b e ra l l  wo  Po l i z e i  d ra u f s t e h t ,  
i s t  a u c h  Po l i z e i  d r i n ! “

Die neue Broschüre 

kann schriftlich 

beim Innen-

ministerium NRW, 

Referat

Öffentlichkeitsarbeit,

Haroldstraße 5, 

40213 Düsseldorf 

oder per E-Mail: 

broschueren@im.nrw.de,

bestellt werden.



Unter diesem Slogan warnt die nord-

rhein-westfälische Polizei kleine und

mittlere Geschäftsbetriebe vor unseriö-

sen Anzeigenwerbern. Diese gehen mit

dem guten Namen der Polizei auf Kun-

denfang und missbrauchen das Vertrau-

en in die echte Polizei. Dabei erleiden

die Betriebe zum Teil hohe finanzielle

Schäden. Durch die Machenschaften der

unseriösen Geschäftemacher kommt es

aber auch zu Imageschäden für die Poli-

Alle nordrhein-westfälischen Polizeibehör-

den und Polizeieinrichtungen haben das

Informationsfaltblatt „Echte Polizei?“ er-

halten, das vor der Masche der unseriösen

Anzeigenwerber warnt. Das Faltblatt soll

landesweit koordiniert im Rahmen von

persönlichen Gesprächen durch den Be-

zirksdienst oder durch die Kommissariate

Vorbeugung an Geschäftsleute und

potenzielle Anzeigenkunden verteilt

werden.
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zei, denn die Inhaber der Betriebe

bemerken den Unterschied zwischen der

echten Polizei und den unseriösen Anzei-

genwerbern nur in den wenigsten Fäl-

len. So kommt es dann auch nicht selten

zu den Vorwürfen, die echte Polizei tue

nicht genug gegen die Anzeigenwerber,

sie „dulde“ sogar die Machenschaften.

Der Name „Polizei“ ist aber rechtlich

nicht vor Missbrauch zu schützen. Des-

halb kann er auch von kommerziellen

Unternehmen verwendet werden, ohne

dass es zu verhindern ist.

Die nordrhein-westfälische Polizei distan-

ziert sich von den unseriösen Anzeigen-

werbern und versucht möglichst viele

potenzielle Kunden vor den unseriösen

Anzeigenwerbern zu warnen.

Deshalb ist eine Präventionskampagne

vom Innenministerium gestartet worden.

gen oder Magazine polizeifachlich sind

oder sogar von der Polizei selber heraus-

gegeben werden. Der Begriff Polizei hat

hier den alleinigen Zweck, Anzeigenkun-

den oder Abonnenten zu ködern. Gut-

gläubige werden so abgezockt.

Die Masche: Die Bereitschaft der Menschen,

die Polizei zu unterstützen, wird schamlos

ausgenutzt. Mit Fragen wie: „Sie sind doch

auch gegen sexuellen Missbrauch von Kin-

dern?“ werden sie zusätzlich moralisch un-

ter Druck gesetzt. Telefonische Absprachen

über eine einzelne Annonce führen dann

zu Auftragsschreiben, mit denen gleich

mehrere Anzeigen geschaltet werden. Im

Kleingedruckten dieser Verträge sind

Klauseln über eine längere als die mündlich

vereinbarte Abonnementdauer versteckt. 

Die Botschaft an mögliche Anzeigenkun-

den kann deshalb nur lauten: „Seien Sie

kritisch beim Abschluss eines Anzeigen-

vertrages, sonst gibt es später ein böses

Erwachen! „Prüfen Sie die Ihnen vorge-

legten Angebote sorgfältig – besonders

das Kleingedruckte. Wenn Sie Zweifel ha-

ben, ob ein Werber ehrlich ist, sprechen

Sie mit ihrer Bezirksdienstbeamtin, ihrem

Bezirksdienbeamten oder dem Kommis-

sariat Vorbeugung in Ihrer Kreispolizei-

behörde. Das kann viel Ärger ersparen.“

Gegenüber möglichen Anzeigenkunden

weist die nordrhein-westfälische Polizei

darauf hin, dass durch arglistige Täu-

schung zustande gekommene Verträge

nichtig sind. Wer sich betrogen fühlt,

sollte Anzeige erstatten. Das gilt zum

Beispiel, wenn der Werber unwahre An-

gaben zu Auflage und Verbreitung der

Zeitschrift gemacht hat.

Das Faltblatt kann schriftlich beim

Innenministerium NRW, Referat Öffent-

lichkeitsarbeit, Haroldstraße 5, 40213

Düsseldorf oder per E-Mail: broschue-

ren@im.nrw.de, bestellt werden.

Weitere Informationen sind auch im Inter-

net zu finden unter: www.polizei.nrw.de

Das Internetangebot der Polizei NRW

unterstützt die Aktion und stellt das Falt-

blatt zum Download unter www.polizei.

nrw.de zur Verfügung.

Parallel zur polizeilichen Verteilaktion

werden die Faltblätter auch an die Medi-

en, die Industrie- und Handelskammern,

die Handwerkskammern, der Einzelhandel

und die Verbraucherzentrale des Landes

NRW zur Information ihrer Klientel ver-

teilt, um so den Warneffekt zu verstärken

und über die Methoden dieser unseriösen

Werber aufzuklären. 

Und so gehen die unseriösen 

Anzeigenwerber vor:

Zweifelhafte Verlage und Werbeagentu-

ren schreiben immer wieder ahnungslose

Anzeigenkunden an. Dabei erwecken sie

bewusst den Eindruck, dass ihre Zeitun-



Rekordtiefstand seit Beginn der

Verkehrsstatistik im Jahre 1953

Mit 942 Toten und 87 785 Verletzten gab

es den bisher niedrigsten Stand seit

Beginn der systematischen statistischen

Erfassung von Verkehrsunfalldaten vor

51 Jahren. Gegenüber 2002 ist dies ein

erheblicher Rückgang von 4,9 % bei den

tödlich Verunglückten und von 1,3 % bei

den Verletzten. Die Gesamtzahl aller Ver-

kehrsunfälle ging leicht um 0,1 % auf

555 965 (2002: 556 778) zurück. Die Un-

fall-Schadensuhr der Polizei verdeutlicht

dennoch das nach wie vor hohe Unfallri-

siko (Grafik Verkehrsunfallentwicklung).

Weniger Kinderunfälle

Die Zahl der getöteten Kinder konnte um

elf auf 25 gesenkt werden. Ein Kind

(2002: 4) starb auf dem Schulweg. Die

Zahl der verletzten Kinder unter 15 Jahren

erreichte ebenfalls den niedrigsten Stand

seit 1953. Sie ist um knapp ein Prozent

auf 9 645 gesunken. Zieht man einen 10-

Jahres-Vergleich, so ist festzustellen: Es

wurden 61 Kinder weniger getötet und

2611 Kinder weniger verletzt.

Kinder sind im Straßenverkehr besonders

gefährdet. Daher sollten Erwachsene sich

gerade vor den Augen der Kinder stets

vorbildlich verhalten und sie gegebenen-

falls aktiv schützen („Fuß vom Gas,

insbesondere wenn Kinder in der Nähe

sind“). Sorge bereitet die Zahl der Kinder,

die als Mitfahrer in Autos verunglückten:

Sechs Jungen und Mädchen wurden getö-

tet, 2 963 erlitten Verletzungen. Allzu oft

werden Kinder nicht angeschnallt oder in

den Autos befinden sich keine oder un-

geeignete Kindersitze.

Mehr Verkehrsunfälle 

durch Drogenkonsum

Die Zahl der Verkehrsunfälle, bei denen

Drogen eine Rolle spielten, ist 2003 im

Vergleich zum Vorjahr um 16 % auf 541

gestiegen. Es verunglückten 355 Men-

schen; 24 mehr als 2002.

Die nordrhein-westfälische Polizei hat

Drogensünder am Steuer verstärkt ins

Visier genommen. Neue Drogentests

ermöglichen bessere Kontrollen. Erstmals

wurden spezielle Teststreifen für Spei-

chel- und Schweißproben landesweit in
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Innenminister Behrens hob bei der

Bekanntgabe der Verkehrsunfallstatistik

2003 den erneuten Rückgang der Zahl

der Verkehrstoten, insbesondere den

Rückgang tödlich verunglückter Kinder,

hervor. Auch hinsichtlich der verletzten

Verkehrsteilnehmer gab es einen erfreu-

lichen Rückgang. Die Polizei in Nord-

rhein-Westfalen beklagt jedoch, dass

vermehrt lebensgefährliches Rasen,

Drängeln mit Anblinken und Hupen

sowie riskante Überholmanöver regis-

triert werden mussten. Zu schnelles

Fahren war wieder eine der häufigsten

Unfallursachen: Nahezu jeder vierte Ver-

kehrsunfall mit Hauptunfallursache ist

auf überhöhte Geschwindigkeit zurück-

zuführen. „Bei Rasern fehlt die nötige

Einsicht“, stellte der Minister fest.



1 763 Fällen eingesetzt. In jedem drit-

ten Fall verliefen die Tests positiv:

580 Autofahrern wurden Blutproben ent-

nommen.

Alkoholunfälle gingen zurück

Bei insgesamt 10 707 Verkehrsunfällen

(minus 1,1%) war im vergangenen Jahr

Alkohol im Spiel. Strikte Kontrollen und

gezielte Aufklärungsarbeit der Polizei, zum

Beispiel in Fahrschulen, haben entschei-

dend dazu beigetragen, die Zahl der Alko-

holunfälle im Straßenverkehr in den letz-

ten zehn Jahren um 31% zu verringern.

Risiko Kleintransporter

Besorgnis erregend ist die Unfallentwick-

lung bei Kleintransportern. 2003 wurden

bei fast 57 % aller Unfälle mit Klein-

transportern bis 3,5 t Menschen verletzt,

häufig sehr schwer. In 17 % der Fälle war

überhöhte Geschwindigkeit Ursache des
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Unfalls. Das Land Nordrhein-Westfalen

unterstützt daher Überlegungen, die auch

im Bundesverkehrsministerium diskutiert

werden, die zulässige Höchstgeschwin-

digkeit von Kleintransportern generell auf

120 km/h zu begrenzen.

Junge Erwachsene: 

Weniger Verunglückte – mehr Tote

Die Verkehrssicherheitsarbeit der nord-

rhein-westfälischen Polizei zeigte auch



2003 Erfolge bei den Fahrerinnen und

Fahrern im Alter von 18 bis 24 Jahren:

Die Zahl der Verunglückten ist um fünf

Prozent auf 16 319 gesunken. Allerdings

starben 13 junge Menschen mehr (insge-

samt 176) bei Verkehrsunfällen als im

Vorjahr. Zu schnelles Fahren war hier die

häufigste Unfallursache. 

Mehr getötete und verletzte Senioren

Die Zahl der Verunglückten ab 65 Jahren

hat sich 2003 um 6,8 % erhöht. Es wur-

den 218 (216) Senioren getötet und

7 881 (7 368) verletzt. Mehr als die Hälf-

te verunglückte als Pkw-Fahrer oder Rad-

fahrer. Den Folgen der demografischen

Entwicklung im Segment Senioren und

der zunehmenden Mobilität dieser Alters-

gruppe wird zukünftig verstärkt Aufmerk-

samkeit zu widmen sein.

Mehr verunglückte Motorrad- 

und Fahrradfahrer

Bei den Unfällen mit Motorrädern, dazu

zählen auch Mopeds, Mokicks, Kleinkraft-

räder und Motorroller, erhöhte sich die

Zahl der Verunglückten um 3,3 % auf

13 002. Bei Fahrradunfällen verunglück-

ten 16 409 Menschen, 10,8 % mehr als

2002. Ursächlich hierfür dürfte wohl

nicht zuletzt der „Jahrhundertsommer

2003“  sein.

Lkw-Unfälle: Weniger Tote 

und Verletzte

Auf 33 ist die Zahl der getöteten Lkw-

Fahrer gesunken, fünf weniger als 2002.

Das ist ein Rückgang um 13 %. Zurückge-

gangen auf 1 808 (minus 5,7 %) ist auch

die Zahl der verletzten LKW-Fahrer. Zu

schnelles Fahren und zu dichtes Auffah-

ren der gelegentlich auch übermüdeten

Brummikapitäne sind die Hauptunfall-

ursachen. Dies belegen Kontrollen insbe-

sondere der nordrhein-westfälischen

Autobahnpolizeien.

Polizeiliche Aktivitäten

Mehr als 1,25 Millionen Anzeigen und

Verwarngelder – zwei Prozent mehr als im

Jahre 2002 – mussten im vergangenen

Jahr insgesamt erteilt werden. Bei über

der Hälfte der Anzeigen gab es hohe

Geldbußen und Fahrverbote. Da von einem

Zusammenhang zwischen zurückgehen-

den Verkehrsunfallzahlen und zunehmen-

den Sanktionen auszugehen ist, wird es

auch im Jahre 2004 darauf ankommen,

das hohe Verfolgungsniveau zu halten

und z.B. hinsichtlich besonders verkehrs-

feindlicher Phänomene (Rasen, Drängeln)

zu erhöhen.

Die Verkehrsunfallstatistik finden Sie im

Internet unter www.im.nrw.de/aktuell
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2003 in NRW:
(Vorjahreswerte in Klammern)

� alle 57 (57) Sekunden nahm die Polizei einen Verkehrsunfall auf

� alle 6 (6) Minuten ein Verunglückter

� alle 32 (31) Minuten ein verunglückter „18- bis 24-Jähriger“

� alle 32 (36) Minuten ein verunglückter Radfahrer

� alle 55 (54) Minuten ein verunglücktes Kind

� alle 65 (69) Minuten ein verunglückter Senior (ab 65 Jahre)

� alle 69 (64) Minuten ein Verunglückter auf der Autobahn

� alle 9,5 (9) Stunden wurde ein Mensch im Straßenverkehr getötet

Anmerkung: Unter „Verunglückte“ sind Getötete 

und Verletzte zusammengefasst.

Foto: Billy Moh, AP Köln



So nennt sich die gemeinsame Anlauf-

stelle von Stadt und Polizei in der Sie-

gener Innenstadt. Seit zwei Jahren sind

die gemeinsamen Streifen von Polizei

und Mitarbeitern des Ordnungsamtes

im Rahmen dieser Ordnungspartner-

schaft für die Sicherheit der Siegener

Bürgerinnen und Bürger im Einsatz. Im

März bekam die Anlaufstelle prominen-

ten Besuch von Innenminister Dr. Fritz

Behrens.

Ziel seines Besuches im Treffpunkt

„Sicherheit“ war es, sich vor Ort über die

tägliche Zusammenarbeit zu informieren.

Nach der Begrüßung durch den Landrat,

Herrn Breuer, und den Bürgermeister der

Stadt Siegen, Herrn Stötzel, stand daher

das Gespräch mit den Mitarbeiterinnen

und Mitarbeitern der Anlaufstelle im Vor-

dergrund. Der Minister erfuhr sozusagen

aus erster Hand, welche Erfahrungen im

Rahmen dieser Ordnungspartnerschaft

bisher gewonnen werden konnten.

von Stadt und Polizei wird inzwischen als

willkommenes Angebot genutzt.

Doch nicht zu allen Zeiten fühlen sich die

Bürgerinnen und Bürger im Bereich der

Innenstadt gleichermaßen unsicher. Zum

Beispiel bei Dunkelheit und zu Ge-

schäftsschluss, wenn nur wenige Men-

schen unterwegs sind, sind die gemein-

samen Streifen unterwegs. Eine Lösung,

die zum Problem passt. 

Das setzt natürlich auch kurzfristige,

flexible Dienstplanungen der Streifen vo-

raus. Und diese, so wurde dem Minister auf

Nachfrage versichert, sind im Treffpunkt

„Sicherheit“, nicht zuletzt aufgrund des

Engagements aller Beteiligten bei Polizei

und Stadt, ohne Schwierigkeiten möglich.

Die gemeinsame Zusammenarbeit zwi-

schen Polizei und städtischen Ordnungs-

kräften erleichtert heute die Arbeit für

die Sicherheit der Bürgerinnen und

Bürger. „Bei einem fehlenden Verkehrs-

zeichen habe ich als Polizist früher einen

Bericht geschrieben und dann passierte

lange nichts. Heute kennen wir die rich-

tigen städtischen Ansprechpartner und

schon nach einem kurzen Anruf steht das

Verkehrszeichen an seinem Platz.“

Das zu dieser Zusammenarbeit auch der

Abbau von Vorurteilen gehört, bestätigte

die freimütige Erkenntnis eines Polizis-

ten: „Am Anfang gab es schon unter-

schiedliche Sichtweisen zwischen den

Sozialarbeitern und uns.“ Inzwischen

besteht auch hier ein Vertrauensver-

hältnis. Und das wirkt ansteckend.

In den Siegener Stadtteilbüros versehen

mittlerweile Bezirksbeamte gemeinsam mit

den städtischen Ansprechpartnern Dienst

und sind so für den Bürger vor Ort präsent

und leicht erreichbar. Auch Schulen und

Lehrer sind heute in das Konzept der Sie-

gener Ordnungspartnerschaft integriert.

Das Engagement in Ordnungspartner-

schaften wirkt. Diese Botschaft konnte

der prominente Gast von seinem Besuch

in Siegen mitnehmen. Und auch er wur-

de sofort in diese erfolgreiche Partner-

schaft integriert, wie das Gruppenfoto

mit Minister beweist.
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T r e f f p u n k t  „ S i c h e r h e i t “
–  E r f o l g r e i c h e  O rd n u n g s -

p a r t n e r s c h a f t  i n  S i e g e n

Innenminister 

Dr. Fritz Behrens 

im Kreis Siegener 

Kolleginnen 

und Kollegen.

Fotos: 

Andreas Piastowski

Beamten–Angestelltendarlehen
Laufzeit von 12–20 Jahre

Infobüro: 0800-7788000 (Nulltarif)
Internet: www.hm-darlehen.de

„Anfangs wurden wir von vielen Passan-

ten angesprochen, die es einfach gut

fanden, dass sich hier mal jemand sehen

lässt“, schilderte ein Kollege seine Erleb-

nisse in der Siegener Unterstadt. Jetzt

wundere sich niemand mehr. Die gemein-

samen Streifen sind für die Bürger selbst-

verständlich geworden und der Service



Der Deutsche Verkehrsgerichtstag ist der

größte europäische Verkehrskongress.

Ende Januar trafen sich zur diesjährigen

Veranstaltung über 1 600 Verkehrsjuris-

ten, Polizeibeamte, Rechtsmediziner,

Sachverständige und Verwaltungsbeam-

te in der alten Kaiserstadt. Empfehlun-

gen der Fachleute sind in der Vergan-

genheit häufiger in die Gesetzgebung

eingeflossen. 

Generalbundesanwalt Kay Nehm betonte

die Aktualität des jährlichen Kongresses

als einen seiner Vorzüge. „Alles was der

verkehrsrechtlichen Praxis auf den Nägeln

brennt“, werde durch die Arbeitskreise

zur Diskussion und Beschlussfassung auf-

bereitet. 

Der Präsident des Deutschen Verkehrs-

gerichtstages, Prof. Dr. Friedrich Dencker,

thematisierte den Personalabbau bei

Polizei und Justiz. Einsparungen, die

nicht durch Effizienz- und Qualitäts-

steigerungen kompensiert würden, könn-

ten die Gefahren im Straßenverkehr ver-

größern.

In seinem Plenarvortrag zum Thema „Ver-

kehrspolitik im 21. Jahrhundert – eine

nationale und europäische Aufgabe“ ging

Bundesverkehrsminister Dr. Manfred Stolpe

auch auf die notwendige Sicherheit im

Verkehr ein und betonte „Mobilität ohne

Sicherheit ist inakzeptabel. Die Verkehrs-

sicherheit gehört deshalb auch zu den

wichtigsten Anliegen der Verkehrs-

politik.“

Kleine Laster – große Sorgen

Innerhalb von sechs Jahren ist die Zahl

der Todesopfer bei Unfällen mit Klein-

lastwagen um 140 Prozent nach oben ge-

schnellt. Im Jahr 1996 starben in

Deutschland 50 Menschen bei derartigen

Unfällen, im Jahr 2002 waren es schon

120. Dies ergibt die zur Eröffnung des

Verkehrsgerichtstages vorgestellte Zu-

sammenfassung einer BASt-Studie. Die

hohe Unfallbeteiligung der Kleintrans-

porter bis 3,5 Tonnen Gewicht, die wegen

starker Motoren bis zu 170 km/h schnell

sein können, verleiht der wachsenden

Anzahl dieser Fahrzeuge – etwa 1,8 Mil-

lionen sind auf deutschen Straßen unter-

wegs – zunehmend den Ruf rasender Zeit-

bomben.

Um die Sicherheit der Verkehrsteilnahme

von Kleinlaster zu verbessern, forderte

der Arbeitskreis I u.a.: 

● Lenk- und Ruhezeiten schon für Lkw

ab 2,8 t vorschreiben und überwachen,

● Verbesserungen der Fahrzeugsicherheit

(z. B. stärkere Bremsleistungen, An-

tiblockiersysteme), 

● Qualifizierungen und Sensibilisierun-

gen der Fahrer (Fahrzeugbeherrschung,

Ladungssicherung, Geschwindigkeit als

Unfallrisiko), 

● die Ladungssicherungstechnik zu ver-

bessern (z. B. mehr Zurrpunkte, stabi-

le Trennwände), 

● Unfalldatenspeicher verpflichtend. 

Unfallursache Übermüdung

Den mit der Unfallursache Übermüdung

verbundenen medizinischen, technischen

und rechtlichen Problemen widmete sich

der Arbeitskreis II des Verkehrsgerichts-

tages.

Erheblicher Wettbewerbsdruck und die

mehr oder weniger erzwungene Über-

schreitung von Lenkzeiten sowie das Aus-

lassen von Ruhezeiten bewirken, dass das

Problem der Übermüdung ein vorrangiges

Problem des gewerblichen Straßen-
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Fotos: DPA

verkehrs ist. Das Fahren bei Nacht, eine

gerade und monotone Streckenführung,

wenig anderer Verkehr, allein Fahren oder

schlafende Mitfahrer begünstigen die

Müdigkeit beim Fahrer. Typische Ein-

schlafunfälle sind das Abkommen von der

Fahrbahn ohne Bremsspur oder das ver-

kehrsbedingt nicht erklärbare Auffahren

auf andere Fahrzeuge. Der Tod zahlloser

Verkehrsteilnehmer und Milliardenschä-

den sind auf die Übermüdung der Fahrer

zurückzuführen.

In jüngster Zeit ist Übermüdung im Ver-

kehr durch den Begriff „Sekundenschlaf“

in den Medien dargestellt worden. An-

haltspunkte für die Dimension des Pro-

blems liefert eine Studie des Instituts für

Fahrzeugsicherheit München im Gesamt-

verband der Deutschen Versicherungs-

wirtschaft (GDV). Danach sind ein Viertel

aller Autobahnunfälle mit Getöteten auf

Einschlafen am Steuer zurückzuführen

(siehe Diagramm 1), bei Beteiligung von

Lkw über 7,5 Tonnen waren es 26 Pro-

zent, bei Lkw bis 7,5 Tonnen sogar

36 Prozent.

Insgesamt sieht der Verkehrsgerichtstag

zum Thema „Unfallursache Übermüdung“

daher einen erheblichen Handlungsbedarf

hinsichtlich Aufklärung der Verkehrs-

teilnehmer (Unfallrisiko und Erkennen der

Übermüdung), wissenschaftlicher For-

schung (Ursachen, Anzeichen und Fest-

stellung von Übermüdung), verkehrlicher

Vorkehrungen (profilierte Fahrbahnmar-

kierungen sowie technische Warnsyste-

me) und effektiver Kontrollen (Lenk- und

Ruhezeiten).

Mehr Sicherheit für Biker

Der Traumsommer 2003 ließ mehr Motor-

radfahrer auf deutschen Straßen sterben.

Die Zahl der bei allen Verkehrsunfällen

Getöteten sank in den letzten zehn Jah-

ren um etwa ein Drittel, bei Motorrad-

fahrern blieb sie dagegen unverändert

hoch. Vor diesem Hintergrund beschäf-

tigte sich der Arbeitskreis III des dies-

jährigen Verkehrsgerichtstages mit dem

Unfallgeschehen und dem Verhalten der

Biker. Ziel war es, die Unfallursachen zu

analysieren und sowohl technische als

auch politische Lösungen zu diskutieren,

um das Risiko dauerhaft zu senken.

Das Risiko, mit einem Motorrad tödlich

zu verunglücken, ist mehr als achtmal

höher als das Todesrisiko für Pkw-Insas-

sen. Ganz junge Fahrer, aber auch Motor-

radfahrer in der Altersgruppe der 45- bis

54-Jährigen sind überproportional am

Unfallgeschehen beteiligt. Hauptunfall-

ursache seitens der Motorradfahrer ist die

„nicht angepasste Geschwindigkeit“. Ist

ein anderer Verkehrsteilnehmer als

Hauptverursacher festgestellt worden,

weisen hohe Anteile der Unfallursachen

„Fehler beim Abbiegen und Wenden“ und

„Fehler beim Beachten der Vorfahrt und

Vorrangregelungen“ darauf hin, dass

Motorradfahrer häufig schlechter wahr-

genommen bzw. falsch eingeschätzt

werden.

Der Arbeitskreis appelliert an die Motor-

radfahrer, sich so zu verhalten, dass sie

in jeder Situation noch über Sicher-

heitsreserven verfügen. Ihnen wird drin-

gend empfohlen, möglichst jährlich zu

Beginn der Saison ein Sicherheits-

training für Motorradfahrer zu absolvie-

ren. Auch Autofahrer sind aufgefordert,

auf die besonderen Fahreigenschaften

von motorisierten Zweirädern zu achten.

Hierauf sollte bereits in der Fahrschule

verstärkt eingegangen werden. Beson-

dere Gefahrenstellen, vor allem in Kur-

venbereichen, müssen verstärkt durch

Maßnahmen der Straßenbaubehörden –

namentlich durch Unterfahrschutz an

Schutzplanken – entschärft werden.

Schließlich ist die Polizei aufgefordert,

eine effektive und flexible Verkehrs-

überwachung zu gewährleisten.

Peter Schlanstein, BR Köln
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sicherung. Vorfinanzierung der Eigenheimzulage. Gute Angebote an Angestellte/Arbeiter/ö.D. Sprechen Sie vertrauensvoll mit uns. AK-Finanz wählen – eine cle-
vere Entscheidung. Supergünstige Lebensvers.-Darlehen an Angestellte und Arbeiter im öffentlichen Dienst.

keinerlei Vermittlungskosten

Beraterkompetenz mit über 30jähriger Erfahrung

Internet: www.ak-finanz.de

Darlehen supergünstig *1) nominal 2,50% ab 2,90% effektiver Jahreszins

Hypotheken- & Beamtendarlehensdiscounter



Noch etwa 800 Tage bis zur Fußball-

weltmeisterschaft. Dann wird die Welt

auf Nordrhein-Westfalen schauen. Und

mit dem Blick auf unser Land wird auch

die Polizei NRW im Blickpunkt des

öffentlichen Interesses stehen. Die

großen Turniere der letzten Jahre haben

deutlich gemacht, dass Sicherheitsfra-

gen eine wesentliche Rolle spielen. Dies

wird auch bei der WM 2006 der Fall

sein. Dabei geht es nicht nur um die

Sicherheit in den Stadien an den jewei-

ligen Spieltagen, sondern auch um die

generelle Sicherheit für den gesamten

Veranstaltungszeitraum.

Die Planungen der nordrhein-

westfälischen Polizei zur Fußball-WM

2006 sind „voll im Zeitplan“.

Die „Streife“ wird als Teil der polizeili-

chen Öffentlichkeitsarbeit für die Fuß-

ball-WM 2006 die Vorbereitungen auf das

Großereignis begleiten und die Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter umfassend in-

formieren. Bereits jetzt stellen Kollegin-

nen und Kollegen Fragen zur Fußball-WM.

„Wo und wann werde ich eingesetzt? Gibt

es Pläne zu Urlaubs- bzw. Dienstfreisper-

ren? Wie sieht es mit der polizeilichen

Organisation aus? Gibt es dazu bereits

Konzepte?“ Allein diese Fragen zeigen,

wie groß und vielfältig das Interesse an

den Auswirkungen ist.

Die Redaktion „Streife“ wird deshalb ab

sofort die Fragen der Kolleginnen und

Kollegen zur Fußball-WM 2006 beant-

worten. Die Fragen können unter

streife@im.nrw.de gestellt werden. Mit

dieser Ausgabe startet zudem eine Serie,

die über aktuelle Ereignisse im Zusam-

menhang mit der Fußball-WM berichtet.

Neben der aktuellen Lage und den Vorbe-

reitungen in NRW wird die Streife auch

über die Bereiche Polizeilicher Einsatz,

Kriminalitätsbekämpfung, Polizeiliches

Tätigkeitsrecht, Fortbildung, Technik und

polizeiliche Medien- und Öffentlichkeits-

arbeit berichten.

Die online gestellten Fragen werden in

den Monatsausgaben der „Streife“ beant-

wortet. Weitere Informationen zur Fuß-

ball-WM, insbesondere zur aktuellen

Lage, sind schon jetzt im Intranet der

Polizei NRW (http://pol.duesseldorf-

lka.polizei.nrw.de/wm_2006.htm) oder

im Extranet Pol eingestellt.

Vorbereitungen in Nordrhein-Westfalen

Mit Dortmund, Gelsenkirchen und Köln

liegt ein Viertel aller Spielorte der WM

2006 in Nordrhein-Westfalen. Insgesamt

16 Spiele der Endrunde werden in Nord-

rhein-Westfalen ausgetragen.

Mit dem Ballungsraum Rhein-Ruhr und

seiner Fußballtradition, in dem Menschen

aus unterschiedlichen Nationen leben

und arbeiten, sowie dem dichten Ver-

kehrswegenetz mit bedeutenden Ver-

kehrsknotenpunkten ist Nordrhein-West-

falen in besonderem Maße in das Ereignis

eingebunden.

Unter Federführung der zuständigen Mi-

nisterien bereiten sich die einzelnen Res-

sorts auf ihre im Zusammenhang mit der

WM 2006 wahrzunehmenden Aufgaben

vor. So erarbeitet die Arbeitsgruppe „Ver-

kehrslenkung WM 2006“ derzeit ein Kon-

zept zum Aus- und Umbau der Verkehrs-

wege sowie zur Verkehrslenkung anläss-

lich der WM 2006. Sie wird durch das

Ministerium für Verkehr, Energie und Lan-

desplanung (MVEL) geleitet. Die Feuer-

wehren, Rettungs- und Hilfsdienste wer-

den unter Federführung des Innenmini-

steriums ein Konzept zur Bewältigung

eventueller größerer Schadenslagen im

Zusammenhang mit der WM 2006 erar-

beitet.

Die nordrhein-westfälische Polizei wird in

besonderem Umfang durch Aufenthalt
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und Reisebewegungen der Besucher, Rah-

menveranstaltungen und „Jubelfeiern“

und nicht zuletzt durch Aktivitäten der

hier ansässigen „Problemfanszenen“ be-

troffen sein.

Es gilt die polizeilichen Vorbereitungen

mit den Aktivitäten der anderen für die

Sicherheit bei der WM 2006 Verantwortli-

chen abzustimmen. Schon 2002 wurde

daher unter dem Vorsitz des Innenmini-

steriums die AG „Sicherheit“ als Teil der

Arbeitsgruppe „Team NRW WM 2006“ des

Ministeriums für Städtebau, Wohnen, Kul-

tur und Sport (MSWKS) eingerichtet. 

In ihr sind die Polizeibehörden, Kommu-

nen und Stadionbetreiber der drei Spiel-

städte Dortmund, Gelsenkirchen und Köln

sowie Leverkusen als vorgesehenen Un-

terkunftsort für die deutsche National-

mannschaft vertreten. Daneben nehmen

Vertreter der Bezirksregierungen und ein

Vertreter des MSWKS regelmäßig an den

Sitzungen teil.

Aufgrund der Lagebewertung (siehe In-

tranet Pol) ist davon auszugehen, dass in

jeder Polizeibehörde in Nordrhein-West-

falen im Zusammenhang mit der WM

2006 Einsatzlagen entstehen können, die

durchaus mit der Situation in den Spie-

lorten vergleichbar sind. Daher können

sich die polizeilichen Vorbereitungen

nicht allein auf die Spielorte beschrän-

ken, sondern müssen den Bedarf aller

Polizeibehörden berücksichtigen.

Das Innenministerium NRW entwickelt

landesweite Standards für die Vorberei-

tung und Durchführung von Einsätzen im

Zusammenhang mit der WM 2006. Diese

berücksichtigen die Rahmenkonzepte der

Polizeien des Bundes und der Länder so-

wie die der Bezirksregierungen, der Poli-

zeibehörden der Spielorte und der Zen-

tralen Informationsstelle Sporteinsätze

beim Landeskriminalamt Nordrhein-West-

falen (ZIS).

Da nach wie vor viele Vereine der Bun-

desliga und der zweiten Bundesliga in

Nordrhein-Westfalen beheimatet sind,

kann bei der Festlegung der Standards

auf gewonnene polizeilichen Erfahrungen

und bereits bestehende Regelungen für

die Bewältigung solcher Einsätze in NRW

zurückgegriffen werden.

Die „Streife“ wird in den nächsten Aus-

gaben weiter detailliert berichten.

Redaktion „Streife“

19streife 4/2004

oder unter http://pol.duesseldorf-lka.polizei.nrw.de/wm_2006.htm

Mehr Informationen demnächst unter 

http://www.extrapol.de/Frameset/indes.jsp



Der Hersteller für die ballistischen

Unterziehschutzwesten Second Chance

als zentraler Lieferant für die nordrhein-

westfälische Polizei hat in einem

Gespräch mit den Zentralen Polizei-

technischen Diensten NRW (ZPD NRW)

Lieferprobleme beim Nachersatz für das

Jahr 2005 angedeutet. Durch eine

flexible Vertragsgestaltung sind die ZPD

NRW aber in der Lage schnell und ange-

messen reagieren zu können. Sollten sich

die Probleme bestätigen, so wird noch in

diesem Jahr neu ausgeschrieben. Somit

ist sichergestellt, dass weiterhin die

besten am Markt verfügbaren Westen

zum Schutz unserer Polizeibeamtinnen

und Polizeibeamten Stückzahl beschafft

werden.

Im letzten Jahr wurde die Ausstattung

der nordrhein-westfälischen Polizei mit

ballistischen Unterziehschutzwesten ab-

geschlossen. Jede Polizeibeamtin und je-

der Polizeibeamte im Außendienst erhielt

eine eigene „angepasste“ Unterzieh-

schutzweste. Der Hersteller Second Chan-

ce erfüllte damit seinen Liefervertrag

über 33 000 Unterziehschutzwesten ter-

mingerecht.

Die Bedarfsdeckung für den Nachersatz

ist ebenfalls geregelt worden. So ist

zunächst kein neuer Vertragsabschluss er-

forderlich, da bis zu 20% des Gesamtvo-

lumens des Auftrages gemäß Vergabe-

recht ohne neue Ausschreibung beim

Hersteller Second Chance nachbeschafft

werden kann. Damit ist der Nachersatz

mindestens bis 2007 gesichert, eine ent-

sprechende Neuausschreibung für die Fol-

gejahre aber eingeplant. Diese Regelung

sichert Flexibilität, da dadurch techni-

schen oder preislichen Entwicklungen

besser Rechnung getragen werden kann.

Sollten bessere oder preisgünstigere Un-

terziehschutzwesten auf dem Markt an-

geboten werden, so können die ZPD NRW

schneller reagieren und diese Westen für

die Polizei Nordrhein-Westfalens einkau-

fen. Diese Vorgehensweise bei der fle-

xiblen Vertragsgestaltung hat sich jetzt

als richtig herausgestellt.

Zwischen den Lieferanten/Dienstleistern

für die nordrhein-westfälische Polizei und

den ZPD NRW finden bei einem großen

oder über einen längeren Zeitraum dau-

ernden Auftrag regelmäßig Abstim-

mungsgespräche statt. Bei einem solchen

Gespräch Ende März diesen Jahres hat die

Firma Second Chance den ZPD NRW mit-
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geteilt, dass sie den für dieses Jahr 2004

geplanten Nachersatz sicherstellen wird.

Allerdings befürchtet sie ab dem Jahr

2005 Lieferprobleme für die Unterzieh-

schutzwesten aus Zylon. Als Grund für die

voraussichtlichen Lieferprobleme nannte

die Firma Second Chance Rechtsstreitig-

keiten, die sie mit dem einzigen Herstel-

ler der Zylonfaser in Japan führt.

Die Firma Second Chance wird in Kürze

endgültige Aussagen über ihre Liefer-

fähigkeit in 2005 treffen. Sollten diese

negativ ausfallen, so wird noch in die-

sem Jahr eine neue Ausschreibung für

Unterziehschutzwesten von den ZPD NRW

durchgeführt. Dies kann naturgemäß zur

Folge haben, dass ab 2005 bei Neu- und

Ersatzausstattungen ein anderer Unter-

ziehschutzwestentyp einer anderen Firma

ausgeliefert wird.

Die ZPD NRW sind entsprechend auf eine

Neuausschreibung vorbereitet. Sie wer-

den in diesem Fall aber wie bisher sicher-

stellen, dass das nur das technisch beste

Produkt, in vergleichbarer oder besserer
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� Polizei
Ausrüstungstasche:
Sie beinhaltet eine Vielzahl von Fächern.
Es besteht außerdem die Möglichkeit,
einen Schriftzug, je nach Einsatz,
anzubringen oder zu
entfernen.
Best.-Nr.: 4468 49,90 €

Besuchen Sie uns:
Mo. bis Fr.: 10.00 bis 18.00 Uhr

Sa.: 10.00 bis 14.00 Uhr
�

Alle Preise 
zuzügl. Versandkosten

Neuen Farbkatalog 
abholen oder anfordern:

ENFORCER GmbH
Ubstadter Straße 36

76698 Ubstadt-Weiher
Tel. (0 72 51) 96 51-0
Fax (0 72 51) 96 51-14

Filiale BERLIN: Rankestr. 14
www.enforcer.de

� Walther Xenon
Tactical Lampe

Leichtmetall, spritzwassergeschützt,
Xenon Licht, Focusregelbar, 
incl. 2x 3V Lithium-Batterien

Best.Nr. 7900 22,– €

� adidas GSG9
Schaft aus Rindboxleder, PU-
Zwischensohle, griffige Gummi-Sohle
mit Noppenprofil, 
zusätzliche mediale und laterale
Stabilisierung, 
schwarz, Größen 36-50. 
Best.-Nr.:4611 180,- €

Qualität wie die aktuelle Unterzieh-

schutzweste, für die nordrhein-westfäli-

schen Polizeibeamtinnen und Polizeibe-

amten beschafft wird.

Leider sind solche Marktrisiken, die bei

Produkten eines einzigen Herstellers auf-

treten, vertraglich nur schwer abzusi-

chern und die Folgen nicht zu beeinflus-

sen. Andere Bundesländer wie Bayern,

Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein,

die diesen Schutzwestentyp ebenfalls

eingeführt haben, sind davon ebenso be-

troffen.

Dennoch, durch die frühzeitige Informa-

tion und die flexible Vertragsgestaltung

sind die ZPD NRW aber in der Lage,

schnell und angemessen zu reagieren. Es

werden auch weiterhin, die besten am

Markt verfügbaren Schutzwesten be-

schafft werden.

Die Redaktion „Streife“ berichtet weiter

über die Entwicklung.

Peter Knaup, ZPD NRW



Anfang Februar präsentierte das KK 21

des PP Bochum der Öffentlichkeit eine

Gruppe von sechs jungen Deutschen,

kasachischer Herkunft, und einen in

Herne geborenen türkischen Staatsan-

gehörigen als Tatverdächtige, die in nur

42 Tagen fünf Menschen getötet hatten.

Besonders schockiert zeigten sich die

Kolleginnen und Kollegen von der beson-

ders menschenverachtenen Brutalität

der Tätergruppierung. Bei zwei Fest-

nahmeaktionen, die durch Spezialein-

heiten (PP Dortmund und PP Köln)

erfolgten, konnten mehrere Schuss-

waffen, darunter auch die benutzten

Tatwaffen, sowie Rauschgift sicher-

gestellt werden. Die Tatverdächtigen

befinden sich in Untersuchungshaft, ein

Täter ist flüchtig.

Das Ermittlungsergebnis

In der Nacht zum 13. Dezember 2003

wurde die Leiche des 32-jährigen türki-

schen Immobilienhändlers Kemal T. aus

Düsseldorf in Herne auf einem Brach-

gelände an der Stadtgrenze zu Gelsen-

kirchen aufgefunden. Kemal T. war mit

Kabelbindern an  Händen und Füßen ge-

fesselt und dann durch drei Kopfschüsse

regelrecht hingerichtet worden. 

Der Tatverlauf im Einzelnen: T. wurde

durch den türkischen Staatsangehörigen

A. unter einem Vorwand nach Herne

gelockt und dort überwältigt. Fünf junge

deutschrussische Mittäter raubten hier

das Fahrzeug des Opfers. Mit ihrem Opfer

fuhren sie zu dessen Villa nach Düssel-

dorf-Angermund und durchsuchten das

Haus nach Wertgegenständen. Anschlie-

ßend fuhren die Täter mit dem Opfer

zurück nach Herne, wo sie es in dem

Brachgelände erschossen. Hintergrund

dieser Tat waren Schulden des A. aus

Immobiliengeschäften, die das Opfer bei

einem der Täter einzutreiben versucht

hatte. Das Fahrzeug des Opfers, einen

Porsche Boxster,  wurde zehn Tage später

in den Niederlanden aufgefunden.

Am 17. Januar 2004 wurden zwei marok-

kanische und ein niederländischer Staats-

angehöriger in ihrer Rotterdamer Woh-

nung tot aufgefunden. Die jungen Männer

im Alter von 22 bis 31 Jahren waren

ebenfalls an Händen und Füßen mit

Kabelbindern gefesselt und mit jeweils ei-

nem Kopfschuss getötet worden. Dabei

wurden aus der Wohnung Rauschgift und
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Wertgegenstände geraubt. Die Getöteten

gehörten der Rotterdamer Rauschgift-

szene als bekannte Dealer harter Drogen

an. Als Täter wurden der 20-jährige Eugen

N. und der 27-jährige Vitalij U. ermittelt,

die auch an der Tat in Herne beteiligt wa-

ren. Hintergrund dieser Tat waren offen-

sichtlich Streitigkeiten im Zusammenhang

mit Rauschgiftlieferungen der Getöteten

an die Tatverdächtigen.

In der Nacht zum 21. Januar 2004 wurde

dann in Düren der Drogenhändler Igor L.,

selbst Mittäter bei dem Mord in Herne,

in einer Dealerwohnung durch mehrere

Schüsse aus mindestens zwei Waffen

getötet. L. wurde durch den Kleindealer

Valerij J. in dessen Wohnung gelockt, wo

L. sofort ohne Vorwarnung von drei

weiteren Tätern beschossen wurde. Ob-

wohl von vier Geschossen getroffen, ge-

lang L. die Flucht aus der Wohnung. Stark

verletzt fuhr er mit seinem vor der Woh-

nung abgestellten Pkw noch zur nahe ge-

legenen Polizeiwache in Düren, rammte

einen Laternenmasten und versuchte, ins

Polizeigebäude zu gelangen. L. verstarb

allerdings auf dem Weg ins Krankenhaus.

Als Täter konnten wiederum Eugen N.,

der bereits an den beiden anderen

Tötungsdelikten beteiligt war, und der

Dürener Drogenhändler Valentin N. er-

mittelt werden. Die eingesetzte MK aus

Aachen ermittelte als weitere Mittäter

die beiden „Deutschkasachen“ Valerij J.

und Artjom B. aus Herford. Hintergrund

dieser Tat war eine Auseinandersetzung

um die Vorherrschaft beim Drogenhandel

in Düren.

Verlauf der Ermittlungen

Als am 13. Dezember 2003 die Leiche des

Immobilienmaklers Kemal T. in Herne an

der Stadtgrenze zu Gelsenkirchen gefun-

den wurde, nahm zunächst die in Bereit-

schaft befindliche Mordkommission die

Ermittlungen auf. Dabei wurde sehr

schnell bekannt, dass der Getötete selbst

bereits Ziel kriminalpolizeilicher Ermitt-

lungen war. Die OK-Dienststelle in Gel-

senkirchen ermittelte in Sachen „Rot-

licht“. Hierbei ging es um einen Vertei-

lungskampf in der nordrhein-westfäli-

schen Bordellszene zwischen Türken, Al-

banern und Deutschen, der mit großer

Brutalität geführt wurde. Kemal T. sollte

in dieser Sache am 15. Dezember 2003

durch die sachbearbeitende Dienststelle
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zu den Hintergründen vernommen wer-

den und wurde zu diesem Zweck unmit-

telbar vor seinem Tode polizeilich vorge-

laden. Die Gesamtumstände ließen den

Schluss zu, dass der Mord im Zusammen-

hang mit den Ermittlungen im Bereich

der Organisierten Kriminalität stand. Da-

her wurden die weitere Sachbearbeitung

einer Dienststelle zur Bekämpfung Orga-

nisierter Kriminalität übertragen. Auch

wenn sich dieser zunächst vermutete Tat-

zusammenhang später nicht bestätigte,

so war diese Entscheidung letztlich der

Schlüssel für den weiteren Ermittlungser-

folg. Durch den Personalansatz von bis

zu 15 Sachbearbeiterinnen und Sachbe-

arbeitern war die Durchführung einer Viel-

zahl gleichzeitiger operativer Maßnahmen

möglich. So wurden neben der Überwa-

chung von 28 Telefonanschlüssen auch

eine Vertrauensperson und mit Unterstüt-

zung des LKA NRW ein Verdeckter Ermitt-

ler eingesetzt. Darüber hinaus wurden im

Bereich der Rechtshilfe parallele Ermitt-

lungen in den Niederlanden geführt.

Fazit

Die Aufklärung sämtlicher Taten und das

Erkennen der Gesamtzusammenhänge war

nur durch die massiven verdeckten Maß-

nahmen möglich. Dadurch gelang es auch

einen tiefen Einblick in eine russland-

deutsche Tätergruppierung zu bekom-

men. Bewaffnete Raubüberfälle, Drogen-

handel, brutale Gewalt und Schutzgeld-

erpressung waren an der Tagesordnung.

Mitglieder der Täterorganisation hatten

über ihre ethnische Herkunft hinaus

kaum Kontakte zu anderen sozialen Grup-

pen. Ein einzelner Täter war uneinge-

schränkter Anführer der Gruppierung, der

seinen Führungsanspruch bedingungslos

durchsetzte. So mussten die Gruppen-

mitglieder täglich 400 € abliefern, die

sich aus Erlösen der Drogenverkäufe und

einem „Schutzgeld“ zusammensetzten.

Ein Ausbrechen aus dieser Gruppe wurde

mit Schlägen, Freiheitsentziehungen,

Scheinhinrichtungen und anderen Re-

pressalien verhindert.

Eines muss abschließend 

deutlich gesagt werden: 

Insbesondere Auftragsmorde im Zusam-

menhang mit vorhandenen Täterstruktu-

ren dürften in der Regel nicht anders oder

nur äußerst schwierig aufzuklären sein.

Unter anderem ist im Zuge der Ost-

erweiterung der Europäischen Union mit

einem steigenden Zustrom ethnischer

Gruppierungen und somit einem weite-

ren Anstieg entsprechender Kriminalität

mit einem bisher nur ansatzweise er-

kannten Gewaltpotenzial zu rechnen.

Dieser zu erwartenden Entwicklung gilt

es entgegenzutreten. Daher müssten bei

entsprechenden Verdachtslagen in Zu-

kunft häufiger die Mordkommissionen un-

ter Ausnutzung der gesamten Palette ver-

deckter Maßnahmen arbeiten. Hierzu er-

scheint es erforderlich, eine größere An-

zahl von Mitarbeitern in der Anwendung

derartiger Maßnahmen zu schulen.

Friedhelm Althans, PP Bochum
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Ich möchte mich bei allen, die zum

Gelingen des Ganzen ihren Beitrag

geleistet haben bedanken. 

Mein Dank geht dabei nicht nur an

die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter der MK Turan, sondern umfasst

auch die als vorbildlich empfunde-

ne Zusammenarbeit mit der Polizei

und Justiz in Rotterdam und

Aachen, sowie den Spezialeinheiten

des PP Dortmund und des PP Köln,

wie auch dem Dezernat 63 des Lan-

deskriminalamtes NRW.

Friedhelm Althans, 

KK 21, PP Bochum
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S e h r  g e e h r t e s  R e d a k t i o n s t e a m ,

L E S E R B R I E F E

den Artikel „Auswahlverfahren Höherer

Dienst der Polizei NRW – Chancengleich-

heit“ habe ich mit großem Interesse ge-

lesen. Als Gleichstellungsbeauftragte des

PP Köln habe ich mich, gemeinsam mit

vielen anderen Kolleginnen, schon lange

mit dieser Frage auseinandergesetzt. Die

von der Deutschen Gesellschaft für Per-

sonalwesen e.V. ausgewerteten Zahlen

unterstützen deutlich unsere Vermutung,

dass der Mangel an Frauen im höheren

Dienst der Polizei nicht an einem Testver-

fahren, das vielleicht Männer bevorzugt

liegt, sondern an der Frage, die die Ana-

lyse nicht beantworten kann: „Warum

nehmen eigentlich so wenige Frauen an

dem Auswahlverfahren teil?“ Die Antwort,

die wir bereits mit dem Studienleiter

Ratsausbildung der Direktion für Ausbil-

dung der Polizei NRW diskutiert haben,

liegt auf der Hand. Die Teilnahme am

Testverfahren knüpft sich an unterschied-

liche Bedingungen, die zu hinterfragen

sind: „Warum muss das Fremdjahr vor das

Testverfahren gestellt werden? Warum

denkt man nicht über eine dezentrale

Möglichkeit des Studiums nach?“ Den

durchaus interessierten und fähigen Müt-

tern unter uns fehlt einfach „die Frau, die

den Rücken freihält“ um diese 2 Studien-

jahre mit einer vernünftigen, familiären

Situation (erheblicher Reiseaufwand bzw.

die ganze Woche abwesend) in Einklang

zu bringen! Das sind die Antworten, die

ich von den prozentual immer noch weni-

gen Frauen höre, die ich innerhalb der

Polizei überhaupt auf den Aufstieg in den

höheren Dienst ansprechen kann!

Martina Kaiser-Sendler, PP Köln

Kürzungen von Leserzuschriften 

behält sich die Redaktion vor und 

bittet hierfür um Verständnis. 

Die Leserzuschriften werden auch 

im Internet in www.streife-online.de

veröffentlicht, soweit nicht

ausdrücklich widersprochen.



Das Landeskriminalamt NRW hat auf

Grundlage der zuvor bereits vom Poli-

zeipräsidium Mülheim/Ruhr entwickel-

ten „Informationsblätter für Angehöri-

ge im Todesfall“ in Zusammenarbeit

mit der Landespfarrerin der evangeli-

schen Kirche im Rheinland, der „Gemein-

samen Elterninitiative Plötzlicher Kinds-

tod e.V.“, dem Polizeiärztlichen Dienst

der Bezirksregierung Münster und eini-

gen Kreispolizeibehörden neue Faltblät-

ter entwickelt, die bei polizeilichen

Todesermittlungen die Information der

Hinterbliebenen unterstützen sollen.

Die mit den Faltblättern „Polizeiliche

Informationen für Hinterbliebene“ und

„Informationen für Eltern plötzlich ver-

storbener Säuglinge“ dargestellten Hin-

weise und Empfehlungen sollen das poli-

zeiliche Gespräch mit den Hinterbliebe-

nen ergänzen. Sie informieren zugleich

über Anlass sowie Umfang der polizeili-

chen Maßnahmen und dokumentieren

wichtige Kontaktmöglichkeiten.

Damit die Kreispolizeibehörden die Falt-

blätter mit eigenen Adressdaten und

Informationen über Ansprechpartner ver-

sehen können, werden diese nicht ge-
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N e u e  p o l i z e i l i c h e  Fa l t b l ä t t e r  
z u r  I n fo r m a t i o n  H i n t e r b l i e b e n e r

Faltblätter aus 

dem Intranet 

der Polizei NRW 

zum Download

Quelle LKA NRW

druckt herausgegeben, sondern in einem

editierbaren PDF-Format über das Intra-

netangebot des Landeskriminalamts NRW

in der Rubrik: „Vorbeugung/Opferschutz/

Medien“ (http://pol.duesseldorf-polizei.

lka.nrw.de/medien01/htm) zum Down-

load bereitgestellt.



27streife 4/2004

Sie arbeiten im
öffentlichen Dienst?
. . . nutzen Sie Ihren Vorteil !

Exklusiv für Sie:
Spezial-Kredite mit langen
Laufzeiten und niedrigen
Raten. Bis zum 20fachen
Monatseinkommen.
Schnellste Abwicklung.

Bereits laufende Kredite
können ggf. abgelöst werden
(wir führen jedoch keine
Rechtsberatung durch). 
Zusatzkredite, KFZ-Finanzie-
rungen und und und

SPEZIAL-KREDIT-PROGRAMME
Die großzügige Darlehensvermittlung
80336 München · Goethestraße 3, direkt am Hauptbahnhof

EUROMUENCH � 0 89/59 15 27
� Attraktive Immo-Finanzierungen für Neu-, Aus- und Umbau sowie Kauf –

mit 4,5% variabel, effektiv 5,15%
� Festzinsdarlehen bis 100 000,– € mit Laufzeitanpassung an die derzeitigen wirtschaftlichen

Verhältnisse – auch Tilgungsaussetzung bei entsprechender Bonität möglich
� Nebenherkredite, Teilvalutierungen sogar ohne Partner und Kreditauskunft, bis 20 000,– €

Angebot

SCHUPPENFLECHTE ·NEURODERMITIS ·
WEIßFLECKENKRANKHEIT

Endlich neue therapeutische Möglichkeiten!
Gute Heilungschancen durch den X-TRAC-Excimer-Laser. Bisher

7 platzierte Geräte in der BRD. Das erste Gerät für NRW jetzt in MARL.
Wir informieren Sie gerne!

Laserschwerpunktpraxis: Dr. R. Bertlich – Hautarzt – Brassertstr. 66 · 45768 Marl
Tel.: 0 23 65 / 5 69 03 · Fax: 0 23 65 / 570 03 · www.dr-bertlich.com

TOP-Finanzierung
➞ Beamten-Darlehen 12 Jahre 5,70% effektiver Jahreszins 6,26%

mit garantiertem Festzins 20 Jahre 6,15 % effektiver Jahreszins 6,74%

Andreas Wendholt
Kapital- und Anlagevermittlung

Prälat-Höing-Straße 19
46325 Borken

TEL.-NULLTARIF: 0800-3310 332
Telefax: (0 28 62) 36 04
E-Mail: info@top-finanz.de
Internet: www.top-finanz.de

• Sondertilgungen und Laufzeitverkürzungen möglich •

➞ Angestellten-Darlehen (sehr günstige Vorsorgedarl., LV- u. Beamtendarl., langfr. Kredite u. Hypotheken.)
Fordern Sie Ihr TOP-Angebot kostenlose Abwicklung auf dem Postweg

Beispiele für 32jährige – 20 Jahre Laufzeit – jew. inklusiv Lebensvers.-Beitrag:
15 000,– € monatl. 137,43 € 25 000,– € monatl. 221,13 €

40 000,– € monatl. 355,51 € 50 000,– € monatl. 444,39 €

für jeden Verwendungszweck
u. a. Bargeld zum Ablösen von teueren
Krediten oder überzogenen Girokonten

AUTOKAUF
zu TOP-KONDITIONEN

� Neuwagen � Gebrauchtwagen   � Freizeitmobile
� Jahreswagen � Fast alle Fabrikate – Enorm günstig!

Informieren Sie sich!
Ihr Ansprechpartner: Kollege Thomas Brockhaus

Internet: www.autotopkauf.de und
www. freizeitmobilkauf.de

(0 22 07) 76 77

www.stumpf-abzeichen.de



Ganz anders als in einer herkömmlichen

Ehe verstehen wir uns im Alltag recht

gut. An besonderen Tagen ist es mit der

Harmonie allerdings nicht immer so gut

bestellt. Das spektakuläre Tötungsde-

likt, der Verkehrsunfall mit mehreren

Toten oder die Brandkatastrophe lassen

beiden Seiten wenig Zeit, bieten dafür

„hinreichend Raum“ für Stress in jede

Richtung. Wir wissen viel voneinander,

aber offensichtlich nicht genug. Ein

Grund mehr, Sie hinter die Kulissen des

„grauen“ Pressesprecheralltags blicken

zu lassen. 

Fehlende Rechtskenntnisse im Zusam-

menhang mit dem verbrieften Presse-

privileg, Nichtwissen um die veränderte

Medienlandschaft, Defizite in der Kom-

munikation mit Journalistinnen und Jour-

nalisten und Kamerascheu prägen immer

noch das Bild der Polizistin bzw. des Po-

lizisten am Einsatzort. Die Pressespreche-

rinnen und Pressesprecher befinden sich

da vielfach in der „Sandwichposition“.

Immer wieder gibt es Probleme an den

Absperrungen. So kommt es noch vor,

dass die Omi mit ihrem Enkelchen grau-

sige Unfallorte in aller Ruhe betrachtet,

der Kameramann mit seinem Equipment

an der 8 Kilometer entfernten äußeren

Absperrung mit dem Hinweis gestoppt

wird, dass diese Zufahrtstraße gesperrt

ist. Zähe Verhandlungen mit der Einsatz-

leiterin bzw. dem Einsatzleiter vor Ort

und wenn es gut kommt, dem einge-

schalteten Pressesprecher, führen dann

dazu, dass die Kollegin bzw. der Kollege

einlenkt und der Reporter noch seine Fo-

tos bekommt.

Man fragt sich immer wieder „Woran liegt

das?“ Es gibt eine simple Erklärung dafür:

Der Polizist ist Polizist geworden, weil er

sich für Recht, aber auch für Ordnung

einsetzen will. Täglich flackern Bilder in

die Wohnstuben, die eindeutig Persön-

lichkeitsrechte Betroffener verletzen. Für

die Titelseiten der Boulevardblätter gilt

das gleichermaßen. 

Am Katastrophenort liegen Leichen,

Schwerverletzte, oftmals würdelos. Jetzt,

so die Denke, kommen die Jäger und ent-

würdigen mit Teleobjektiven ihrer Kame-

ras die schutzlosen Opfer noch mehr. „Da

muss ich doch eingreifen!“ Der Hinweis

des Pressesprechers, dass dieses Handeln

rechtsfehlerhaft ist, führt auch heute

noch vielfach zu Kopfschütteln und End-

losdiskussionen. Fakt ist aber, dass keine

konkreten Anhaltspunkte dafür vorliegen,

dass die Aufnahmen veröffentlicht wer-

den!

Vorgehensweisen wie im Bonner Mordfall

Claudia Ruf, als sich ein Kamerateam
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EPHK Harry Kolbe

verh., 2 Kinder

Hobby: Volleyball, Inliner, Theater

1969 Eintritt in die Polizei

anschl. Posten und 

Streifendienst

1977 Laufbahnwechsel

anschl. WDF/DGL/Fachlehrer PP Köln/PP Bonn/BPA

1986 Stellv. Hundertschaftsführer/Leiter EV seit 1990

Leiter Pressestelle

1993 Journalistenschule Ruhr

1998 Castoreinsatz 98/2000 -Pressesprecher Leitmedien 

seit 1995 Dozententätigkeit versch. Stiftungen 

– Pressearbeit der Polizei/Krisenkommunikation

2000 Fußballeuropameisterschaft NL/BEL. 

– Sprecher der dt. Delegation – seit 

2001 Seminarleitung  PFI/IAF -Pressearbeit-/Interview-

training seit 

2002 Co-Trainer „Krisen als Medienereignisse“ für

Behördenleiter seit 

2003 Mitarbeit in der UAG 4 WM 2006 – Polizeiliche Medien- 

und Öffentlichkeitsarbeit

Veröffentlichung: „Umgang mit der Presse nach einem

Schusswaffengebrauch“ in Polizei & Wissenschaft (2003),

Eigensicherung & Schusswaffeneinsatz bei der Polizei

Po l i z i s t  u n d  J o u r n a l i s t
–  d e r  Po l i z e i s p r e c h e r  z w i s c h e n

A n s p r u c h  u n d  W i r k l i c h k e i t Te i l  1



durch ein dichtes Kornfeld an der Ab-

sperrung vorbei einen Blick zu der post-

mortal in Brand gesetzten Leiche des

Kindes verschaffen wollte, aber auch Vor-

gänge in Erfurt, als eine regelrechte Me-

dienhatz auf die betroffenen Schüler des

Gutenberggymnasiums begann oder

Heliberichterstattung, die praktisch die

Kommunikation lahm legt, verstärken

bestimmte Stereotype der Kollegin oder

des Kollegen im Funkstreifenwagen ge-

genüber der Presse.

Die Pressesprecherinnen und Pressespre-

cher müssen daher die Kolleginnen und

Kollegen noch mehr aufklären und in

Workshops und Ausbildungsveranstaltun-

gen und m.E. auch auf den Fachhoch-

schulen gemeinsam mit Journalisten Me-

dienkompetenz, Kommunikationsfähig-

keit, aber auch den Abbau der Kamera-

scheu optimieren. Die vor Ort arbeiten-

den Journalistinnen und Journalisten er-

reichen in der Regel mehr, wenn Sie sich

an die publizistischen Grundsätze halten,

aber auch an berechtigte Weisungen der

Beamtinnen und Beamten vor Ort.

Absperrungen auf Grund Spurensuche und

-sicherung, taktischer Notwendigkeiten,

aber auch wegen einzuleitender Ret-

tungsmaßnahmen sollten beachtet wer-

den, um unnötige Problemfelder zu ver-

meiden. Gibt es Schwierigkeiten, die sich

offensichtlich vor Ort nicht lösen lassen,

sollte die örtliche Polizeipressestelle wei-

ter helfen können.

Harry Kolbe, Leiter Presse- und

Informationsbüro Polizeipräsidium Bonn
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Dieser Teil 1 kann aus Platzgründen
nur ein Anriss sein. In der nächsten
Ausgabe informiert der Autor Harry
Kolbe ausführlicher über seine Tätig-
keit als Pressesprecher in der Polizei-
behörde Bonn und über die sich
nachhaltig geänderte Medienland-
schaft sowie die polizeiliche Antwort
darauf.



Mit neuen Bußgeldbestimmungen ab

1. April müssen sich Verkehrssünder auf

höhere Bußgeldsätze einstellen. 

Wenn man am Steuer ein Handy ohne

Freisprecheinrichtung benutzt, wird dies

ab dem 1. April mit 40 Euro statt mit

30 Euro geahndet. Telefonieren am Steu-

er kann man nur vorsätzlich. Mit dieser

nachvollziehbaren Einstufung begründet

sich auch der jetzt regelmäßig folgen-

dende Eintrag ins Verkehrszentralregister

in Flensburg (1 Punkt).

Aus der Bußgeldkatalog-Verordnung(BKatV)

wird der Tatbestand herausgenommen, da

hier nur fahrlässige Begehungsweisen

berücksichtigt werden.

Anders wird es sich mit dem Bundes-

einheitlichen Tatbestandkatalog verhal-

ten. Die Regelfallkonstruktionen gehen

hier bisher ebenfalls nur von fahrlässiger

Begehung und gewöhnlichen Tatumstän-

den aus. Telefonieren am Steuer ohne

Freisprecheinrichtung wird ab 1. April

2004 als erster Tatbestand mit vorsätzli-

cher Begehungsweise in den Katalog auf-

genommen. Parallel zu den Autofahrern

wird der Regelsatz für das Telefonieren

ohne Freisprecheinrichtung auf dem Fahr-

Das oft kilometerlange Überholen von

Lkw und Lastzügen mit teils unverhält-

nismäßigen Behinderungen anderer Ver-

kehrteilnehmer durch zu geringe Ge-

schwindigkeitsunterschiede wird in Zu-

kunft ebenfalls höher sanktioniert. Bei

den zu regelrechten „Autobahnblocka-

den“ neigenden „Elefantenrennen“ droht

den Führern neuerdings eine Buße von

40 Euro (statt 30 Euro) und ein Punkt im

Verkehrszentralregister.

Das Verwarnungsgeld für Illuminationen

der Führerhäuser durch verbotene Licht-

effekte wird von 5 Euro auf 20 Euro

erhöht.

Die Geldbußen für technische Mängel an

Lastkraftwagen und Bussen, unzu-

reichende Ladungssicherung, Überschrei-

ten von Tempolimits oder TÜV-Kontroll-

fristen sowie für Verstöße bei Gefahrgut-

transporten wurden ebenfalls erhöht.

Dr. Christoph Steegmann, IM NRW
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Neue Bußgeld-Tatbestände 
ab 1. 4. 2004 im 

bundeseinheit l i chen
Tatbestandskatalog

Fotos:

Jochen Tack

rad von bisher 15 Euro auf 25 Euro er-

höht.

Ab dem 1. April wird ebenfalls die Gurt-

pflicht in Reisebussen eingeführt. Fahr-

gäste, die nach einem Hinweis des Bus-

fahrers den vorhandenen Beckengurt nicht

anlegen, müssen zukünftig mit einem Ver-

warnungsgeld in Höhe von 30 Euro rech-

nen. Der Busfahrer ist verpflichtet, die

Fahrgäste vor Fahrtantritt auf die Pflicht

zum Anlegen von Sicherheitsgurten hin-

zuweisen. Bei einer Zuwiderhandlung wird

er ebenfalls zur Kasse gebeten.

Neu aufgenommen wurde in die BKatV das

Parken an engen oder unübersichtlichen

Straßenstellen oder im Bereich einer schar-

fen Kurve. Eine konkrete Behinderung von

Rettungsfahrzeugen im Einsatz kostet an

diesen Stellen jetzt 40 Euro. Wird durch das

Parken vor oder in amtlichen Feuerwehrzu-

fahrten ein im Einsatz befindliches Ret-

tungsfahrzeug behindert, müssen zukünf-

tig 50 Euro aufgebracht werden.



Die Landesregierung hat die Anwendung

eines neuen NRW-Designs beschlossen: 

1. Das NRW.Design gilt für den Bereich

der Landesregierung, ihr nachgeordneter

Behörden, ihr zugeordneter Betriebe, Ini-

tiativen und Gesellschaften. 

Die Ressorts entscheiden in eigener Zu-

ständigkeit, wie das NRW.Design neben

dem NRW-Logo bei Betrieben, Initiativen

und Gesellschaften durch grafische Ele-

mente ergänzt werden darf, um besonde-

ren inhaltlichen Zielen oder Marktgege-

benheiten Rechnung tragen zu können.

Ziel ist: Der „Absender NRW“ muss klar

sein, zugleich müssen Marktumfeld und

Produktmarketing beachtet werden. 

2. Das NRW.Design tritt am 1. März 2004

in Kraft. 

Erforderliche Umstellungen auf das neue

Design sollen in den Ressorts bis zum

30. September 2004 erfolgt sein. Für die

Anwendung stellt das Landespresseamt

NRW einen Leitfaden und eine CD-ROM

mit ausführlichen praktischen Anwen-

dungsbeispielen zur Verfügung. Vorhan-

dene Materialien der Öffentlichkeitsarbeit

werden unverändert bis zum 30. April

2005 verbraucht. Neuauflagen oder Neu-

entwicklungen werden im neuen NRW.De-

sign gestaltet. In Zweifelsfällen der An-

wendung des neuen NRW.Designs hilft

das LPA. 

3. Für die Internet-Angebote der Landes-

regierung gilt: 

Alle Homepages, für deren Neugestaltung

bereits Gelder verausgabt wurden, kön-

nen freigeschaltet werden. Sie bleiben so

lange im Netz, bis ein Redesign erforder-

lich wird (Umstellung spätestens bis zum

1. 1. 2006).

Jedes neue Design wird so früh wie mög-

lich in folgenden Elementen entspre-

chend dem neuen Leitfaden zum NRW.De-

sign angepasst: 

Das NRW-Logo steht immer an derselben

Stelle. 

Die Hintergrundfarbe aller NRW-Websei-

ten wird im Textbereich nach dem Muster

des Leitfadens zum neuen NRW.Design

vereinheitlicht. 

Bei der grafischen und in-

haltlichen Gestaltung

der Seiten bleiben die

Ressorts autonom.

Der LPA-Leitfaden

zum NRW.Design

gibt zum Internet

praktische Empfeh-

lungen. 

4. Das beschlossene

NRW.Design und der Leitfaden

zum NRW.Design gelten in folgendem

Umfang: 

Verbindlich sind: 

● Wappenformen im NRW.Design 

● NRW-Logo in Farbe und Schwarz-Weiß 

● Anwendung Schriften Times Roman,

Times Bold, Futura Book/Bold/

Heavy/Book Italic 

● Die Landesfarben Rot HKS 13, Grün

HKS 64 

● Die Absenderkennungen der Ministe-

rien/Landesregierung – Anwendung

Partner-Logos bei Kooperationen 

● Gestaltung Briefbögen, verbindliche

Festlegung Schrifttyp Arial

● Gestaltungen Visitenkarten, Grußkar-

ten, Umschläge

Empfehlungen sind: 

● Gestaltungskonzept Titelseiten und

Broschüren, Magazine, Newsletter,

Faltblätter, Einladungskarten, Plakate,

Anzeigen, CDs und CD-ROMs und

Pressemappen

● Für Messeauftritte (Absenderkennun-

gen auf Messen) und Publikationen zu

Messen gilt das hier beschlossene

NRW.Design entsprechend. Der Ressort-

Arbeitskreis Messen wird unter der Lei-

tung des LPA praktische Gestaltungs-

vorschläge im Sinne der Empfehlungen

des Leitfadens zum NRW.Design ent-

wickeln und ab 2004 umsetzen.

Landespresseamt 

Nordrhein-Westfalen

Hinweis 

der Redaktion:

Das Innenministe-

rium NRW (Referat

51) wird in Kürze

alle NRW-Polizeibe-

hörden und -Polizeiein-

richtungen per Erlass über das

NRW.Design ausführlich informieren und

auch entsprechende NRW.Design-Leit-

fäden, inkl. CD-ROM zusenden.
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Ende 2003 fand in den Hallen der

Messegesellschaft Köln der „Reisemarkt

Köln International 2003“ statt. 902

Aussteller aus 45 Ländern präsentier-

ten sich an den drei Messetagen auf

45 000 m2 Ausstellungsfläche rund

38 000 interessierten Besucherinnen

und Besuchern. 

Das Landeskriminalamt NRW, Dezernat

34 – Vorbeugung, beteiligte sich erst-

mals mit einem Informationsstand an

dieser Messe.

Es präsentierte dabei unter anderem vom

Programm Polizeiliche Kriminalpräventi-

on der Länder und des Bundes (ProPK) in

den Jahren 2002 und 2003 speziell für

die Zielgruppe der „Reisenden“ und der in

der Reisebranche Tätigen herausgegebe-

nen Medien.

Das Faltblatt „Kleine Seelen – große Ge-

fahren“ zur Prävention des sexuellen

Missbrauchs von Kindern im Ausland ist

ein Medium, das in Kooperation mit dem

Deutschen Reisebüro- und Reiseveran-

stalterverband und der Kinderrechtsorga-

nisation „ECPAT“ erstellt wurde.

Das Faltblatt „Timesharing“ dient dem

Schutz vor unseriösen Vermittlungen von

Ferienwohnungen. Im Zusammenhang

mit „Timesharing-Angeboten“ treten in

Urlaubsgebieten immer wieder sehr ver-

sierte Betrüger auf, die die Urlaubs-

stimmung von Feriengästen gezielt aus-

nutzen und versuchen, aus der Un-

wissenheit ihrer Opfer Kapital zu schla-

gen. Mit einem 10-seitigen Faltblatt zu

dem Thema informiert die Polizei Urlau-

ber darüber, wie sie sich wirksam gegen

die „schwarzen Schafe“ dieser Branche

schützen können. 

Darüber hinaus wurden die vom Landes-

kriminalamt NRW entwickelten Medien

„Taschendiebe sagen Danke“ und „Alko-

hol, irgendwann ist der Spaß vorbei!“

vorgestellt.

Messe. Nach anfänglicher Verwunderung

über die Präsenz der Polizei auf einer Rei-

semesse wurde regelmäßig sehr schnell

das Interesse der Bürgerinnen und Bürger

deutlich, umfassend über das Vorbeu-

gungsprogramm der Polizei informiert zu

werden.
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1 .  R e i s e m a r k t  
K ö l n  I n t e r n a t i o n a l  

Die Kampagne zur Prävention des Ta-

schendiebstahls fand bedauerlicherweise

auch schon deshalb überaus große Be-

achtung, weil während der Messe mehre-

re Besucherinnen und Besucher Opfer von

Taschendiebstählen wurden. 

Neben vielen Privatpersonen besuchten

auch Vertreterinnen und Vertreter in- und

ausländischer Reiseorganisationen den

Informationsstand der Polizei. 

Insgesamt fand die Beteiligung der Poli-

zei am „Reisemarkt Köln International“

eine überaus positive Resonanz bei der

Bevölkerung und dem Fachpublikum der

Die beschriebenen Informations- und

Präventionsmedien sind über die Kom-

missariate Vorbeugung der Polizeibehör-

den und über das Dezernat 34 – Vorbeu-

gung des Landeskriminalamtes NRW zu

beziehen. 

Der nächste „Reisemarkt Köln Internatio-

nal“ findet vom 3. bis 5. 12. 2004 statt. 

Christian Uebbing, LKA NRW

Mehr Informationen finden Sie unter www.propk.de



33streife 4/2004

X .  M a i f e s t  b e i m
I A F  N RW  i n  S e l m
Wie viele Kolleginnen und Kollegen bereits erfahren

haben dürften, richtet das Institut für Aus- und Fort-

bildung der Polizei NRW am Donnerstag, 6. Mai 2004, ab 16.00 Uhr, das inzwischen

schon zur Tradition gewordene und über die Landesgrenzen NRW hinaus bekannte

Maifest aus. Hierzu sind alle Bediensteten des IAF NRW, der Einrichtungen in der

Liegenschaft des IAF NRW Selm und anderer Polizeibehörden und -einrichtungen, ehe-

malige Bedienstete bzw. Pensionäre/Rentner sowie Freunde und Bekannte eingeladen.

Das Fest erfreut sich zunehmender Beliebtheit, insbesondere bei ehemaligen

Bediensteten/Auszubildenden der BPA I/VI, des PAI Selm und des IAF NRW, die diese

Veranstaltung als Lehr- oder Jahrgangstreffen nutzen. Aufgrund der Erfahrungen aus

den letzten Veranstaltungen wird mit annähernd 3 000 Teilnehmern gerechnet. Schon

vor offizieller Bekanntgabe des genauen Termins lagen schon viele Voranmeldungen

zur Teilnahme vor.

Die Feier findet in den Außenanlagen im Bereich der Mensa, bei sehr schlechtem

Wetter in der Mensa statt. Neben einer Diskothek im Foyer der Mensa/Kantine sorgen

Livebands für musikalische Unterhaltung. 

Für auswärtige Polizeiangehörige bestehen nach namentlicher Voranmeldung in be-

grenztem Umfang entgeltliche Übernachtungsmöglichkeiten. Nähere Informationen

sowie Voranmeldung bei der Zentralabteilung, Dezernat ZA 3, Herrn Kuberski, 

Tel.: 0 25 92-68-52 21, Fax: -68-66 66.

Im Bereich der KPB Höxter gab’ s kürzlich

den Einsatz: Einbruch in Pension, Täter

vor Ort. Alle Mann hin und Unterstützung

des Diensthundführers. Hund rein und

siehe da, der Täter kam durchs Fenster

raus und wurde festgenommen. Ein schö-

ner Erfolg für die Kollegen, hat man ja

nicht alle Tage. 

Die ganze Sache sollte aber ein Nachspiel

haben. Etwa 14 Tage später erreichte die

Dienststelle ein Schreiben des Pensions-

betreibers. Er teilte mit, am Abend des

Tattages einen Rollbraten von etwa 750

Gramm Gewicht frisch gebraten und zum

Abkühlen auf den Küchentisch in der

Pension gelegt zu haben. Der Rollbraten

war nach dem Einsatz verschwunden und

er verlangte von der Behörde Schadens-

ersatz in Höhe von 38 Euro. 

Das Schreiben hatte ordnungsgemäß den

Eingangsstempel von VL und kam so mit

dem Namenszeichen des Dienststellen-

leiters versehen an den DHF zur Äuße-

rung, denn sein Hund stand im dringen-

den Tatverdacht, den Rollbraten gefres-

sen zu haben. 

Der Diensthundführer bastelte dann auch

im Nachtdienst an einer schriftlichen

Äußerung, in der er einräumte, da er „das

Wesen seines Hundes kennt“, dass dieser

beim Einsatz, „vom Duft des frischen

Bratens überwältigt“, das Fleisch aufge-

fressen hatte. 

Brüllendes Gelächter der Kollegen, als er

die Äußerung ins Körbchen legte, denn

die Schadensersatzforderung war fingiert.

Ein Schelm aus der Dienstgruppe hatte

sich den Spaß ausgedacht, wobei Dienst-

stellenleiter und der Verwaltungsmann

mitgespielt hatten. 

Gehört und aufgeschrieben 

Von Peter Schneider

D i en s thund  f raß  Ro l l b ra t en?

Urlaub und Reisen

Büsum/Nordsee
gemütl. FeWos für 2–5 Pers., Terrasse/Balkon

– Winterangebote –
H. Lange, Wichelweg 37, 25761 Büsum, 

Tel. 0 48 34 / 33 94, Fax: 0 48 34 / 96 25 40

Ernst/Mosel
FeWo. 2–4 Pers. Nähe Cochem, 1–2 Schlafzi., DU/WC, 
Tel., TV, Balkon, Parkplatz, Hausprospekt, ruhige Lage, 
ab 35,– €. Fam. Göbel, Brunnenstr. 16, 56814 Ernst, 
Tel. 0 26 71 / 43 74, www.goebel-ferienwohnung.de

Urlaub – Vorrhön, 6 km bis Bad Kissingen, 70 m2 Ferien-
wohnung bis 4 Personen, kein Durchgangsverkehr, ruhige Lage, 

2 Min. bis Wald, Schlafzimmer, Küche, Wohnzimmer mit 
zusätzlicher Schlafcouch für 2 Personen, Küche, Bad, WC, 

Dusche, TV, Radio, Terrasse, 25 € inkl. Bettwäsche, Endreinigung. 
Fam. Beck · Prospekte 09 71/6 43 50

Mosel Urlaub 
auf dem Winzerhof

Fewo. 2–5 Pers. ab 31 € n. Bernkastel
Weingut Ferres · Tel. 0 65 07/57 66

www.weingut-ferres.de

Damp/Ostsee
gemütl. FeHs, 10 Min. z. Strand, 

k. Kurtaxe, Sat TV, gr. Garten
Tel. 01 72/3 80 22 35

Südfrankreich/Languedoc
Weindomaine mit Park und Tennis, Nähe Sete/Agde. 
Frei ab 17. 7. 04 –7. 8. 04 oder 9. 10. 04 –24. 10. 04, auch
wochenweise. VP inkl. Rotweine/Tennis, Fam. Ermäß. u.v.m.,
48,– €/p. P. pro Tag. 
Info: Tel. 07 11 / 7 45 64 14 ab 19.30 Uhr oder AB

Bad Reichenhall/Bayerisch Gmain 
(Berchtesgadener Land)

Schönes ruhiges gemütl. Landhaus am Wald 
mit Bergblick. EZ u. DZ m. DU/WC, Blk./

Terr. a. W., TV – Tel., Frühstück, Sauna, Solarium,
Fitnessraum. Pro Pers. ab € 22,–, 

FeWo f. 2–4 Pers., Parkpl. Prospekt anfordern. 

Tel. 0 86 51/6 47 00, Fax 71 70 63
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P r e i s r ä t s e l

Gewinnen Sie mit „Streife“ ein-

mal zwei Touren + ÜF + Abend-

essen für 2 Personen.

Who is WIGGI Rafting? Wiggi ist

seit 16 Jahren im Outdoor-Geschäft

und seit 9 Jahren mit einem tol-

len erfahrenen Team, staatlich ge-

prüften Guides, selbstständig. Das

wohl Wichtigste für uns ist, das

wir in dieser Zeit unfallfrei mit

Rafting, Canyoning, Klettern,

Mountainbiken, Canadier und an-

dere Touren geblieben sind. Viele

Stammgäste (Firmen, Vereine,

Gruppen) bestätigen uns in unse-

ren Aktivitäten einen richtigen

Weg zu gehen, familiäre Betreu-

ung ohne Massenabfertigung und

Abzocke. Hier eines von vielen

Angeboten www.wiggi-rafting.at.

Rafting durch die Imster Schlucht

+ Ötztaler Ache. 

Imster Schlucht – einmaliger

Flussverlauf, schöne Wellen, Wal-

zen und Spritzwasser garantieren

ein einmaliges Rafting-Erlebnis.

Ötztaler Ache – am Start geht’s

schon los, dauernd Spritzwasser

über Boot und Köpfe. Wald-

schlucht, Wellen, Walzen, Löcher,

enger verblockter Fluss und dann

noch die Constructa. Teamwork

ist gefragt und schweißt uns zu-

sammen. Dieser Ritt auf der Ötz-

taler Ache mit zwei staatl. ge-

prüften Guides pro Boot, wird

euch immer wieder an dieses Er-

lebnis erinnern. Oder in Verbin-

dung mit einer Canyoning-Tour.

Das ist eine Mischung aus wan-

dern, schwimmen, rutschen und

abseilen in Flussläufen. Ein Aben-

teuer der besonderen Art erwartet

euch, ihr werdet beeindruckt sein

von diesem Naturerlebnis. 

Falls Ihr nicht zu den Gewinnern

zählt: Zwei Touren + Rafting-

schnapserl + 1 Grillbuffet + 1 Ü/F

in Pension schon ab 125,– € pro

Person.

Danke den vielen Polizeigruppen

für den Spaß 2003! Wir freuen

uns schon auf die kommende Sai-

son vom 1. 5. bis 15. 10. 2004.

R a f t i n g  u n d  
C a nyo n i n g  –  

e i n  A b e n t e u e r  
i m  Te a m

Euer WIGGI Rafting Team in 

A-6425 Haiming/Tirol 

Tel.: +43 66 43 00 23 56

www.wiggi-rafting.at 

Jetzt nur noch das richtige Lö-

sungswort auf einer ausreichend

frankierten Postkarte bis zum 

3. 5. 2004 einsenden an:

Innenministerium NRW

Redaktion „Streife“

Kennwort: April

Haroldstraße 5

40213 Düsseldorf
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Vo r s c h a u  a u f  d i e  
Ma i -Ausgabe

R i c h t i g  g e t ra g e n  r e t t e n
U n t e r z i e h s c h u t z we s t e n
L e b e n !
Die ZPD NRW sichern durch ständige Materialprüfungen die Leistungs-

fähigkeit der dienstlich gelieferten ballistischen Unterziehschutzwesten.

Dabei sind durch Testbeschüsse gravierende Verletzungsrisiken aufge-

deckt worden, wenn die Westen über der Uniform getragen werden, an-

statt direkt auf dem Körper. Dazu mehr in der nächsten Streife.

N e u o rg a n i s a t i o n  d e r
Po l i z e i  N RW

Dr. Scheu ist Vorsitzender der Kommis-

sion, die dem Landtag spätestens bis

Ende 2004 geeignete Vorschläge zur

Optimierung der inneren und äußeren

Organisation der Kreispolizeibehörden

und des Technikeinsatzes vorlegen soll.

Die Streife hat Herrn Dr. Scheu über die

Arbeit der Kommission gesprochen und

veröffentlicht dazu in der nächsten

Ausgabe ein Interview.

Po l i z e i  u n d  J o u r n a l i s t ,  d e r
Po l i z e i s p r e c h e r  z w i s c h e n
A n s p r u c h  u n d  W i r k l i c h k e i t ,
Te i l  2
Harry Kolbe, Leiter des Presse- und Informationsbüros beim PP Bonn ist

nunmehr seit fast 20 Jahren Arbeit im täglichen Allerlei der ehemaligen

Bundeshauptstadt und darüber hinaus bundesweit als engagierter Pres-

sesprecher tätig. In seinem Beitrag versucht er die Leserinnen und Leser

der „Streife“ tiefer hinter die Kulissen des „grauen“ Polizeisprecheralltags

blicken zu lassen. Sein Beitrag ist aber auch ein Votum für eine profes-

sionellere polizeiliche Medienarbeit.

R ä t s e l g e w i n n e r  J a n u a r / F e b r u a r  2 0 0 4

Redaktionsschluss für die Mai-Ausgabe war der
5. 4. 2004, für die Juni-Ausgabe der 7. 5. 2003.

Herzlichen Glückwunsch! Herr Wolf-

gang Hemkens aus Moers, Sie haben

gewonnen!

Ihr Gewinn, zwei Touren Rafting und

Canyoning + ÜF + Abendessen für

2 Personen in Öster-

reich. Die Redaktion

wünscht Ihnen und

Ihrer Begleitung viel

Spaß bei Ihrem Ge-

winn.
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